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Gesetzentwurf 

der Staatsregierung 

zur Einführung und Durchsetzung verbindlicher Sprachstandserhebungen und 
Sprachfördermaßnahmen vor der Einschulung 

A) Problem 

Sprache ist der Schlüssel für Bildungserfolg und gesellschaftliche Teilhabe. Daher ist 
es notwendig, dass Kinder bereits zu Beginn der Grundschulzeit über eine ausrei-
chende Sprachkompetenz verfügen. 

Eine fundierte Sprachstandserhebung vor der Einschulung schafft die notwendige 
Grundlage, um die Zeit bis zur Einschulung bedarfsgerecht für geeignete Fördermaß-
nahmen nutzen zu können und rechtzeitig sicherzustellen, dass vor der Einschulung 
erforderliche Förderangebote wahrgenommen werden. 

Des Weiteren sind einige Folgeänderungen und Klarstellungen in den bestehenden Re-
gelungen sowie redaktionelle Anpassungen erforderlich.  

 

B) Lösung 

Es werden bayernweit flächendeckende und grundsätzlich verpflichtende Sprachstands-
erhebungen bei allen Kindern im vorletzten Jahr vor der Einschulung in Zuständigkeit 
der öffentlichen Grundschulen durchgeführt. Eine Pflicht zur Teilnahme an dieser 
Sprachstandserhebung durch die Grundschule besteht nur dann nicht, wenn ein Nach-
weis einer staatlich geförderten Kindertageseinrichtung vorgelegt wird, wonach das 
Kind keinen Sprachförderbedarf hat.  

Die öffentlichen Grundschulen werden in die Lage versetzt festzustellen, welche Kinder, 
die ihren gewöhnlichen Aufenthalt in ihrem Sprengel haben, Bedarf an Fördermaßnah-
men zum Erwerb deutscher Sprachkenntnisse vor Beginn der Schulpflicht haben. Zu-
gleich wird den öffentlichen Grundschulen dadurch ermöglicht, Kinder mit Sprachför-
derbedarf ab Beginn des letzten Kindergartenjahres bis zur Einschulung zum Besuch 
einer staatlich geförderten Kindertageseinrichtung mit integriertem Vorkurs zur Förde-
rung der deutschen Sprachkenntnisse zu verpflichten. 

Damit wird sichergestellt, dass künftig der Sprachstand aller Kinder rechtzeitig vor der 
Einschulung erhoben wird, um notwendige Sprachfördermaßnahmen frühzeitig und ver-
pflichtend einleiten zu können. 

Des Weiteren wird geregelt, dass die zuständige Grundschule ein Kind, das keine staat-
lich geförderte Kindertageseinrichtung mit integriertem Vorkurs oder eine vergleichbare 
Fördermaßnahme zum Erwerb der deutschen Sprache besucht hat und bei dem im 
Rahmen der Schulanmeldung festgestellt wird, dass es nicht über die notwendigen 
Deutschkenntnisse verfügt, von der Aufnahme zurückstellen und das Kind verpflichten 
soll, im nächsten Schuljahr eine staatlich geförderte Kindertageseinrichtung mit inte-
griertem Vorkurs zu besuchen. 

 

C) Alternativen 

Keine 
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D) Kosten 

Die Durchführung von Sprachstandserhebungen bei Kindern im Alter zwischen rd. vier 
bis fünf Jahren an Kindertageseinrichtungen und an öffentlichen Grundschulen sowie 
die Sprachförderung von Kindern im Vorschulalter im vorletzten und im letzten Kinder-
gartenjahr sind bereits in Art. 5 Abs. 2 und 3 des Bayerischen Integrationsgesetzes 
(BayIntG) geregelt.  

Mit den bayernweit flächendeckenden und grundsätzlich verpflichtenden Sprachstand-
serhebungen bei grundsätzlich allen Kindern, für die der Grundschule keine schriftliche 
Erklärung einer staatlich geförderten Kindertageseinrichtung, wonach das Kind keinen 
Förderbedarf hinsichtlich der deutschen Sprachkenntnisse hat, vorgelegt wird und dem 
damit verbundenen Verfahren im vorletzten Jahr vor der Einschulung gehen an öffent-
lichen Grundschulen Personalmehraufwendungen einher. Zudem müssen die Kinder 
mit einem Erziehungsberechtigten zur Sprachstandserhebung eingeladen, über Zweck 
und Inhalt des Verfahrens aufgeklärt und ggf. zum Besuch einer Kindertageseinrichtung 
mit einem integrierten Vorkurs verpflichtet werden. 

Es entsteht auch ein gewisser Aufwand für die Erstellung der schriftlichen Erklärungen 
der Kindertageseinrichtungen über den Sprachstand der Kinder.  

Durch die zusätzliche Übermittlung eines Jahrgangs von Vorschulkindern – hier die Al-
tersgruppe der Kinder im vorletzten Kindergartenjahr – durch die Meldebehörden an die 
Grundschulen und die laufende Aktualisierung der zugezogenen Kinder entsteht für die 
Meldebehörden zusätzlicher Aufwand. 

I. Kosten für den Staat 

Für die Entwicklung und Bereitstellung des notwendigen Instruments für die Sprach-
standserhebung inklusive einer begleitenden wissenschaftlichen Beratung stehen im 
Kalenderjahr 2024 bei Kap. 05 12 Tit. 547 05 finanzielle Mittel im Umfang von 250 000 € 
aus einer Fraktionsinitiative von FREIEN WÄHLERN und CSU zur Verfügung. Diese 
Summe ist nach einer Kostenschätzung des Staatsministeriums für Unterricht und Kul-
tus für das Vorhaben ausreichend.  

Für die Durchführung der Sprachstandserhebung an den Grundschulen 1,5 Jahre vor 
Beginn der Schulpflicht durch Qualifizierte Beratungslehrkräfte sind darüber hinaus per-
sonelle Ressourcen im Umfang von 30 Planstellen in der Besoldungsgruppe A 12 + AZ 
bis A 13 notwendig (entspricht einem Betrag von rund 2,3 Mio. €). 

Diese Kapazitäten werden im Rahmen der jeweils verfügbaren Stellen und Mittel dar-
gestellt. 

II. Kosten für die Kommunen 

1. Darstellung zu Aufwand und Kosten sowie zum Konnexitätsprinzip 

Das Konnexitätsprinzip (Art. 83 Abs. 3 der Bayerischen Verfassung – BV) ist hinsicht-
lich der Änderung des § 15 der Meldedatenverordnung (MeldDV) berührt.  

Die vorgesehenen Regelungen im Bayerischen Gesetz über das Erziehungs- und Un-
terrichtswesen (BayEUG) und im Bayerischen Kinderbildungs- und -betreuungsgesetz 
(BayKiBiG) und die Änderungen der Bayerischen Schulordnung (BaySchO), der Grund-
schulordnung (GrSO) und der Kinderbildungsverordnung (AVBayKiBiG) enthalten keine 
neuen Aufgaben. Allerdings kann die Verpflichtung von Eltern, den Rechtsanspruch des 
Kindes auf einen Betreuungsplatz (§ 24 SGB VIII) geltend zu machen, die Inanspruch-
nahme von Kindergartenplätzen erhöhen. Eine notwendige Nachverdichtung des Be-
treuungsangebots kann per se nicht ausgeschlossen werden. Bei einem fehlenden Be-
treuungsangebot ist auch nicht ausgeschlossen, dass gegenüber den Trägern der öf-
fentlichen Jugendhilfe vermehrt Sekundäransprüche geltend gemacht werden.  

Der sächliche Aufwand für die Sprachstandserhebung an öffentlichen Grundschulen 
und das diesbezügliche Einladungsverfahren für Kinder im Alter von rd. vier bis fünf 
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Jahren ist bereits in Art. 5 Abs. 2 BayIntG angelegt. Zudem müssen die öffentlichen 
Grundschulen den Sprachstand aller Kinder und einen etwaigen Sprachförderbedarf 
spätestens im Rahmen des Einschulungsverfahrens ermitteln. Die Zurückstellung von 
Kindern wegen fehlender Deutschkenntnisse ist bereits in Art. 37 Abs. 4 BayEUG ge-
regelt; der diesbezügliche sächliche Aufwand ändert sich nicht, wenn statt einer Zurück-
stellung vom Schulbesuch ein Kind im Vorschulalter zum Besuch einer Kindertagesein-
richtung mit integriertem Vorkurs verpflichtet wird, um eine spätere Zurückstellung we-
gen fehlender Deutschkenntnisse zu vermeiden. Auch bisher sind die Erziehungsbe-
rechtigten zu Beratungsgesprächen wegen eines Deutschförderbedarfs ihres Kindes 
einzuladen gewesen und sind Empfehlungen zum Besuch einer Kindertageseinrichtung 
mit einem integrierten Vorkurs an die Erziehungsberechtigten übermittelt worden, vgl. 
Art. 5 Abs. 3 Satz 2 BayIntG. Des Weiteren konnten und können öffentliche Grundschu-
len Kinder zu einer gesonderten Sprachstandserhebung einladen, wenn die Ermittlung 
des Sprachstandes am Tag der Schulanmeldung nicht möglich ist oder sich aus sons-
tigen Gründen ein anderer oder zusätzlicher Termin besser eignet. Durch dieses Ände-
rungsgesetz werden insoweit schon deshalb keine Mehrkosten für die kommunalen 
Sachaufwandsträger entstehen. 

Die Verpflichtung der Erziehungsberechtigten, einen Platz für ihr Kind mit Sprachförder-
bedarf in einer Kindertageseinrichtung mit einem integrierten Vorkurs in Anspruch zu 
nehmen und diesen ggf. beim zuständigen Jugendhilfeträger einzufordern, ist von vorn-
herein unter keine der drei Fallgruppen des Art. 83 Abs. 3 BV zu fassen. Es ist zwar 
möglich, dass die Kostenlast bei den Kommunen mittelbar steigen wird, weil der Rechts-
anspruch des Kindes vermehrt geltend gemacht wird. Doch ist dies nicht darauf zurück-
zuführen, dass der Freistaat Bayern den Kommunen eine neue Aufgabe überträgt, eine 
verpflichtende Vorgabe an die Gemeinden und Gemeindeverbände oder besondere An-
forderungen an die Erfüllung einer bestehenden Aufgabe stellt. 

Für die Erstellung der schriftlichen Erklärungen der Kindertageseinrichtungen über den 
Sprachstand der Kinder wird geschätzt mit Mehrkosten in Höhe von jährlich 220 000 € 
gerechnet (110 000 á 2 €). Diese Mehrkosten sind über die erhöhten Buchungszeitfak-
toren nach § 24 Abs. 1 Satz 2 und 3 AVBayKiBiG mit abgegolten (Förderung in Höhe 
von insgesamt über 10 Mio. €). 

Allerdings entsteht den Gemeinden als zuständigen Meldebehörden i. S. d. Art. 1 Abs. 1 
Satz 1 des Bayerischen Gesetzes zum Melde-, Pass- und Personalausweiswesen 
(BayGMPP) ein erhöhter Aufwand für die Datenermittlung und -übermittlung der be-
troffenen Kinder. Pro Datenübermittlung einer Meldebehörde an eine Grundschule wird 
ca. eine halbe Stunde je Gemeinde benötigt. Insgesamt gibt es 2 056 Gemeinden in 
Bayern, sodass sich bayernweit 1 028 Arbeitsstunden bzw. 128,5 Arbeitstage eines 
Vollzeitbeschäftigten ergeben. Der durchschnittliche Beschäftigte in einem Bürgerbüro 
dürfte etwa in E 6 eingruppiert sein. E 6 entspricht jährlichen Personalvollkosten in 
Höhe von 80 000 €. Heruntergerechnet auf 128,5 Arbeitstage (= Faktor 0,55) entstehen 
insgesamt pro Gesamtlieferung in Bayern Kosten i. H. v. 44 000 €. Da zwischenzeitlich 
zugezogene Kinder bis zum 31. August des Folgejahres ebenfalls regelmäßig übermit-
telt werden, wird nicht mit einer Einzellieferung, sondern mit zwölf getrennten Zuliefe-
rungen gerechnet, die trotz voraussichtlich geringerem Datenumfang zeitlich ähnlich 
aufwändig wie die Bestandsdatenlieferung eingeschätzt werden. Die vorgeschätzten 
bayernweiten Kosten von 44 000 € sind daher mit dem Faktor 12 zu multiplizieren (ins-
gesamt bayernweit 528 000 €). Vor dem Hintergrund, dass bereits gleichartige Daten-
übermittlungen für schulpflichtige Kinder erfolgen, wird der Aufwand jedoch geringer 
ausfallen. Dies wird mit einem Faktor von 0,5 berücksichtigt. Somit führt die Änderung 
der MeldDV zu einem geschätzten jährlichen Mehraufwand in Höhe von 264 000 € für 
alle Gemeinden in Bayern. 
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2. Ergebnis der Verbandsanhörung und des Konsultationsverfahrens  

Der Gesetzentwurf wurde mit den kommunalen Spitzenverbänden in zwei Terminen 
erörtert. In diesen Gesprächen konnte keine Einigung erzielt werden. Die abweichende 
Haltung der kommunalen Spitzenverbände kommt auch in deren Stellungnahme im 
Rahmen der Verbandsanhörung zum Ausdruck. Sie wurde gemäß Nr. II.1.5 der Kon-
sultationsvereinbarung (KonsultVer) aufgenommen. 

Haltung der kommunalen Spitzenverbände: 

Die kommunalen Spitzenverbände tragen vor, dass der Gesetzentwurf erheblichen Ver-
waltungsaufwand für Schulen, Kindertageseinrichtungen und Jugendhilfe verursache, 
ohne einen adäquaten finanziellen Ausgleich vorzusehen. Der Gesetzentwurf verlagere 
Kosten auf die Kommunen sowie die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe und 
trage dem verfassungsrechtlichen Konnexitätsprinzip nicht Rechnung. 

Konkret wird eingewandt, dass 

─ der Gesetzentwurf eine ausdrückliche Pflicht zum Besuch einer staatlich geför-
derten Kindertageseinrichtung und zum Besuch eines Vorkurses (mit entspre-
chenden Kostenfolgen auf kommunaler Seite) statuiere, aber gleichzeitig die 
Abschätzung aller Kostenfolgen dieser Verpflichtung sowie den verfassungs-
rechtlich dafür vorgesehenen Vollkostenersatz verweigere; 

─ bei einem fehlenden Betreuungsangebot gegenüber den Trägern der öffentli-
chen Jugendhilfe vermehrt Sekundäransprüche geltend gemacht werden könn-
ten, die Kostenfolgen solcher „Sekundäransprüche“ jedoch ausgeblendet und 
ein Kostenersatz hierfür negiert werde. Gleiches gelte für einen zusätzlichen 
sächlichen Aufwand, wenn ein Kind wegen fehlender Deutschkenntnisse statt 
einer Zurückstellung vom Schulbesuch zum Besuch einer staatlich geförderten 
Kindertageseinrichtung verpflichtet werde;  

─ bei der (neu eingeführten) gesetzlichen Verpflichtung der Erziehungsberechtig-
ten, einen Platz in einer staatlich geförderten Kindertageseinrichtung mit inte-
griertem Vorkurs in Anspruch zu nehmen, die konnexitätsrechtliche Verpflich-
tungslage sogar rundweg abgelehnt, gleichzeitig aber eingestanden werde, 
dass dadurch die Kostenlast bei den Kommunen mittelbar steigen werde, weil 
der Rechtsanspruch des Kindes vermehrt geltend gemacht werde. Eine Kos-
tenfolgenabschätzung erfolge insoweit ebenso wenig wie ein Vollkostenersatz; 

─ die durch Gesetz erfolgte Verlagerung des Vorrangs von schulischen Vorkursen 
zu Kindertageseinrichtungen mit integrierten Vorkursen eine Kostenbelastung 
der Kommunen zugunsten des Freistaates Bayern sei. Die Argumentation im 
Gesetzentwurf sei nicht nachvollziehbar, dass damit (in gleichem Maße) ein 
Hinausschieben bzw. eine Verlängerung des Kindergartenbesuchs vermieden 
werde, weil es weniger Zurückstellungen gebe. Gerade im letzten Jahr vor der 
Einschulung veränderten sich die sprachlichen Fähigkeiten stark und es erfolg-
ten bisher nur wenige Rückstellungen; 

─ für die Erstellung der schriftlichen Erklärungen der staatlich geförderten Kinder-
tageseinrichtung über den Sprachstand die Mehrkosten auf jährlich 220 000 € 
geschätzt werden (110 000 à 2 € je Erklärung), die Annahme von 2 € je Erklä-
rung aber unrealistisch und angesichts des Fehlens von Fachpersonal nicht 
leistbar sei. Ebenso seien die Mehrkosten über die erhöhten Buchungszeitfak-
toren nach § 24 Abs. 1 Satz 2 und 3 AVBayKiBiG nicht abgegolten und sei die 
Förderung über Buchungszeitfaktoren schon heute nicht auskömmlich; 

─ die Annahmen zum Mehraufwand der kommunalen Meldebehörden im Gesetz-
entwurf ebenfalls unrealistisch niedrig angesetzt seien (128,5 Arbeitstage eines 
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Vollzeitbeschäftigten in E 6, Kosten pro Gesamtlieferung von 44 000 € bzw. Re-
duzierung um Faktor 0,5 wegen gleichartiger Datenübermittlungen); 

─ der Mehraufwand bei den Kreisverwaltungsbehörden nicht berücksichtigt wor-
den sei, da bei entsprechenden Meldungen Anhörungen durchzuführen und zu 
prüfen seien, Bußgeldbescheide erlassen werden müssten und ggf. das weitere 
Verfahren durchgeführt werden müsse. Zu rechnen sei neben dem zusätzlichen 
Verwaltungsaufwand für den Erlass eines Verwaltungsakts auch mit Beschwer-
den, Widersprüchen und Klagen. Dies belaste die staatlichen Schulämter und 
führe zu Mehraufwand bei der von den kreisfreien Städten und Landkreisen fi-
nanzierten juristischen Sachbearbeitung der rechtlichen Leitung des Staatlichen 
Schulamts; 

─ die schriftliche Bestätigung zum Nachweis, dass eine staatlich geförderte Kin-
dertageseinrichtung mit integriertem Vorkurs besucht wird und die Kindertages-
einrichtung über die bestehende Pflicht informiert wurde, löse zusätzlichen Ver-
waltungsaufwand aus. 

Die kommunalen Spitzenverbände rügen unter Verweis auf Nr. II.1.2 KonsultVer, dass 
dem Gesetzentwurf keine ausreichende Kostenfolgenabschätzung beigefügt worden 
sei, in welcher die sich ergebenden Kostenauswirkungen und die Grundlagen der Kos-
tenermittlung (insbesondere Berechnungen) in einer ausreichenden Weise dargestellt 
würden. Ebenso werde nicht ausreichend dargelegt, auf welche Weise der Mehrbelas-
tungsausgleich erfolgen solle. 

Die kommunalen Spitzenverbände machen in Übereinstimmung mit Nr. II.1.5 Konsult-
Ver zusammenfassend geltend, dass sie der Kostenfolgenabschätzung des Gesetzent-
wurfs und den daraus gezogenen Folgerungen nicht zustimmen und darauf hinweisen, 
dass bei ernsthaften und tiefgreifenden Differenzen über die Grundlagen der Kostener-
mittlung im Einvernehmen beider Parteien ein Gutachter bestellt werden kann, was die 
kommunalen Spitzenverbände hier für veranlasst halten.  

Haltung der Staatsregierung: 

Kindertagesbetreuung ist kommunale Pflichtaufgabe. Die Kommunen haben dafür 
Sorge zu tragen, dass ein bedarfsgerechtes Betreuungsangebot zur Verfügung steht. 
Ein ausgleichspflichtiger Mehrbedarf wird nicht geschaffen. Die angesprochene Ziel-
gruppe hat bereits jetzt einen individuellen Rechtsanspruch auf einen Betreuungsplatz. 
Sprachliche Bildung ist in Art. 12 Abs. 2 BayKiBiG sowie in § 5 AVBayKiBiG als Bil-
dungs- und Erziehungsziel rechtlich verankert und ein wichtiger Bildungs- und Erzie-
hungsauftrag aller staatlich geförderter Kindertageseinrichtungen. Insoweit wird keine 
neue Aufgabe der Kommunen begründet und werden keine neuen Standards geschaf-
fen. Dass der durch die Ausstellung von Erklärungen entstehende Aufwand der staatlich 
geförderten Kindertageseinrichtungen ausgeglichen wird, ist oben unter D II.1. darge-
legt.  

Wie aus den Ausführungen unter D II.1. ersichtlich wird die Konnexitätsrelevanz der 
Änderung des § 15 MeldDV dem Grunde nach bejaht, der den Gemeinden als zustän-
digen Meldebehörden entstehende Mehraufwand aber nicht als ausgleichspflichtig an-
gesehen, da er unterhalb der Wesentlichkeitsschwelle liegt. 

Die Einwände gegen die Änderung der MeldDV begründen die kommunalen Spitzen-
verbände lediglich mit der Aussage, dass die Annahmen für die zusätzliche Belastung 
der Meldebehörden unrealistisch niedrig seien und verweisen auf die zur Schätzung 
herangezogenen Werte ohne weitere Einlassung oder eigene Kostenermittlung. Für die 
Kostenschätzung wurden ausgewählte Meldebehörden in allen sieben Regierungsbe-
zirken befragt. Entsprechende Reduzierungen wegen gleichartiger Datenübermittlun-
gen sind im Gesetzentwurf begründet. Die Bearbeitung von Einzelvorgängen bei den 



Drucksache 19/3248 Bayerischer Landtag 19. Wahlperiode Seite 6 

 

Meldebehörden wird sich bezüglich des Aufwands in Grenzen halten, da die Meldebe-
hörden Weg- und Zuzüge bisher auch für schulpflichtige Kinder nach § 15 MeldDV an 
die Grundschulen „seriell“ melden. Die neu geplanten, unterschuljährigen Meldungen 
sollen sich hieran anschließen und sind bei der Kostenberechnung mit einbezogen wor-
den. Der größere Teil des Aufwands für die Meldebehörden besteht im (datenschutz-
konformen) Versand der Daten an die Grundschulen. Werden ausschließlich mehr Da-
ten geliefert, aber nicht zu weiteren Anlässen, bleibt der Aufwand für den Versand der 
Daten (weitestgehend) gleich. Um den Aufwand für die Meldebehörden insgesamt zu 
minimieren, laufen bereits Gespräche dazu, wie die Datenübermittlungen sinnvoll auto-
matisiert und digitalisiert werden können. Dies kann aber erst mittelfristig – jedenfalls 
nicht mit dem avisierten Inkrafttreten des Gesetzes – umgesetzt werden. 

Die von den kommunalen Spitzenverbänden befürchteten Mehrbelastungen und Kos-
tensteigerungen im Vollzug des Gesetzes auf Seiten der Kreisverwaltungsbehörden 
durch Anhörungsverfahren und Widerspruchsverfahren sowie in Verfahren zur Verfol-
gung von Ordnungswidrigkeiten bei Verstoß gegen die Pflicht zur Teilnahme an Sprach-
standserhebungen und dem Besuch einer staatlich geförderten Kindertageseinrichtung 
mit Vorkurs sind nicht quantifizierbar oder belegt.  

Die Grundschulen werden die Erziehungsberechtigten umfassend über das Verfahren 
und auch die Folgen bei Pflichtverletzungen informieren. Muster-Informationsschreiben 
sowie Muster für die Bescheide, die die Grundschulen bei einer Verpflichtung zum Be-
such einer staatlich geförderten Kindertageseinrichtung mit Vorkurs ausstellen sollen, 
werden vom Staatsministerium für Unterricht und Kultus erstellt. Die Grundschulen und 
die fachlichen Leitungen der Staatlichen Schulämter werden umfassend über die Vor-
gehensweise insbesondere in herausfordernden Konstellationen informiert werden. 
Auch Widerspruchsbescheide werden bisher schon ohne besondere Inanspruchnahme 
der juristischen Leitungen der Staatlichen Schulämter vom fachlichen (staatlichen) Per-
sonal der Schulämter erstellt. Es ist davon auszugehen, dass es nicht zu einer Mehrung 
der Fälle von Verfahren wegen Ordnungswidrigkeiten kommt, da die geltenden Gesetze 
in der Regel befolgt werden. Bereits auf Grundlage des Art. 5 Abs. 2 Satz 4 mit Abs. 6 
BayIntG können Erziehungsberechtigte, die nicht dafür sorgen, dass ihr Kind an der 
Sprachstandserhebung teilnimmt, von den Kreisverwaltungsbehörden mit einer Geld-
buße belegt werden. Außerdem entfällt künftig das Verfahren wegen Ordnungswidrig-
keit, wenn ein angebotenes Beratungsgespräch nicht angenommen wird (siehe Art. 5 
Abs. 3 Satz 3 mit Abs. 6 BayIntG). Dieser Aufwand besteht für die Kommunen derzeit.  

Außerdem ist zu berücksichtigen, dass die Zahl der Verfahren der Zurückstellung von 
Kindern vom Schulbesuch infolge der frühzeitigen Sprachstandserhebung- und -förde-
rung sinken wird und sich dadurch auch gegenzurechnende Entlastungen bei den Kom-
munen hinsichtlich der Beanspruchung von Betreuungsplätzen und in Bezug auf etwa-
ige Verfahren ergeben werden. 

III. Kosten für die Wirtschaft und den Bürger 

Bei einer Verpflichtung zum Besuch einer staatlich geförderten Kindertageseinrichtung 
mit integriertem Vorkurs zur Förderung der deutschen Sprachkenntnisse haben die Er-
ziehungsberechtigten eines Kindes ggf. Elternbeiträge an den Träger zu entrichten. 

Darüber hinaus entstehen keine Kosten. 
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Gesetzentwurf 

zur Einführung und Durchsetzung verbindlicher Sprachstandserhebungen und 
Sprachfördermaßnahmen vor der Einschulung 

§ 1 

Änderung des Bayerischen Gesetzes über das  
Erziehungs- und Unterrichtswesen 

Das Bayerische Gesetz über das Erziehungs- und Unterrichtswesen (BayEUG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 31. Mai 2000 (GVBl. S. 414, 632, BayRS 2230-
1-1-K), das zuletzt durch § 2 des Gesetzes vom 23. Juli 2024 (GVBl. S. 257) und durch 
die §§ 1 und 2 des Gesetzes vom 23. Juli 2024 (GVBl. S. 263) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 

1. Art. 37 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Abs. 2 wird folgender Satz 4 angefügt: 

„4Eine Zurückstellung, die vorrangig auf Förderbedarf aufgrund mangelnder 
deutscher Sprachkenntnisse beruht, kann nur nach Maßgabe des Abs. 3 Satz 6 
erfolgen.“ 

b) Nach Abs. 2 wird folgender Abs. 3 eingefügt: 

„(3) 1Zur frühzeitigen Feststellung und Förderung einer entsprechenden Ent-
wicklung für die spätere Leistungsfähigkeit in der Schule wird bei allen Kindern, 
die bis zum 30. September sechs Jahre alt werden, ab der ersten Hälfte des 
vorletzten Kindergartenjahres vor Beginn der Schulpflicht gemäß Abs. 1 Satz 1 
ohne Berücksichtigung der Möglichkeit, das Eintreten der Schulpflicht nach 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 zu verschieben, oder einer Zurückstellung von der Auf-
nahme nach Abs. 2 der Sprachstand erhoben. 2Zuständig ist die Grundschule, 
in deren Sprengel das Kind seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat und in der die 
Schulpflicht voraussichtlich zu erfüllen ist. 3Die Teilnahme an der Sprachstand-
serhebung an der zuständigen Grundschule muss erfolgen, solange dieser we-
der eine schriftliche Erklärung einer staatlich geförderten Kindertageseinrich-
tung, wonach das Kind keinen Förderbedarf hinsichtlich der deutschen Sprach-
kenntnisse hat, noch eine schriftliche Erklärung einer Schulvorbereitenden Ein-
richtung oder einer Heilpädagogischen Tagesstätte, dass das Kind wegen eines 
festgestellten sonderpädagogischen Förderbedarfs oder einer Behinderung in 
einer dieser Einrichtungen betreut wird, vorgelegt wird. 4Ein Kind, bei dem das 
Ergebnis der Sprachstandserhebung an der zuständigen Grundschule erwarten 
lässt, dass seine Deutschkenntnisse für eine erfolgreiche Teilnahme am Unter-
richt der Grundschule nicht ausreichen werden, wird von der zuständigen 
Grundschule verpflichtet, ab Beginn des letzten Kindergartenjahres bis zur Ein-
schulung mit einer Mindestbuchungszeit von über drei Stunden täglich eine 
staatlich geförderte Kindertageseinrichtung mit einem integrierten Vorkurs zur 
Förderung der deutschen Sprachkenntnisse zu besuchen. 5Dies gilt nicht, wenn 
ein Sprachdefizit nicht auf mangelnde Kenntnisse der deutschen Sprache, son-
dern auf ein Defizit aufgrund eines festgestellten sonderpädagogischen Förder-
bedarfs oder einer Behinderung zurückzuführen ist. 6Die zuständige Grund-
schule soll ein Kind, das keine staatlich geförderte Kindertageseinrichtung mit 
einem integrierten Vorkurs oder eine vergleichbare Fördermaßnahme zum Er-
werb der deutschen Sprache besucht hat und bei dem im Rahmen der Schul-
anmeldung festgestellt wird, dass es nicht über die notwendigen Deutschkennt-
nisse verfügt, von der Aufnahme zurückstellen und verpflichten, im nächsten 
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Schuljahr eine staatlich geförderte Kindertageseinrichtung mit einem integrier-
ten Vorkurs zu besuchen. 7Die Grundschule führt den integrierten Vorkurs ge-
meinsam mit den in ihrem Sprengel liegenden staatlich geförderten Kinderta-
geseinrichtungen durch.“ 

c) Der bisherige Abs. 3 wird Abs. 4. 

d) Die bisherigen Abs. 4 und 5 werden aufgehoben. 

2. Art. 76 Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

„3Nach Maßgabe des Art. 37 Abs. 3 sind die Erziehungsberechtigten ferner ver-
pflichtet dafür zu sorgen, dass ein Kind an der Sprachstandserhebung teilnimmt und 
regelmäßig eine staatlich geförderte Kindertageseinrichtung mit einem integrierten 
Vorkurs besucht.“ 

3. In Art. 89 Abs. 1 Satz 3 Nr. 2 werden nach dem Wort „Aufnahmeverfahren“ die Wör-
ter „und die vorausgehende Sprachstandserhebung und -förderung“ eingefügt. 

4. Art. 119 Abs. 1 Nr. 2 wird wie folgt gefasst: 

„2. entgegen Art. 76 Satz 2 nicht dafür sorgt, dass minderjährige Schulpflichtige am 
Unterricht regelmäßig teilnehmen und die sonstigen verbindlichen Schulveran-
staltungen besuchen, entgegen Art. 37 Abs. 3 Satz 1 und 2 in Verbindung mit 
Art. 76 Satz 3 nicht dafür sorgt, dass ein Kind an der Sprachstandserhebung 
teilnimmt, oder entgegen einer vollziehbaren Anordnung nach Art. 37 Abs. 3 
Satz 4 oder Satz 6 in Verbindung mit Art. 76 Satz 3 nicht dafür sorgt, dass ein 
Kind regelmäßig eine staatlich geförderte Kindertageseinrichtung mit einem in-
tegrierten Vorkurs besucht; das Gleiche gilt für Personen, denen die Erziehung 
minderjähriger Schulpflichtiger durch Rechtsvorschrift oder Vertrag ganz oder 
teilweise übertragen ist,“. 

 

§ 2 

Änderung des Bayerischen Kinderbildungs- und -betreuungsgesetzes 

Das Bayerische Kinderbildungs- und -betreuungsgesetz (BayKiBiG) vom 8. Juli 
2005 (GVBl. S. 236, BayRS 2231-1-A), das zuletzt durch Gesetz vom 10. August 2023 
(GVBl. S. 499) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Dem Art. 11 Abs. 3 wird folgender Satz 3 angefügt: 

„3Wenn das Kind keinen erhöhten Förderbedarf hinsichtlich der deutschen Sprache 
hat, stellen die Träger der Kindertageseinrichtungen den Eltern im vorletzten Kin-
dergartenjahr vor Beginn der Schulpflicht (Art. 37 Abs. 3 Satz 1 des Bayerischen 
Gesetzes über das Erziehungs- und Unterrichtswesen – BayEUG) bis zum 31. Ja-
nuar des jeweiligen Kindergartenjahres eine schriftliche Erklärung darüber aus.“ 

2. Art. 15 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Satz 2 werden die folgenden Sätze 3 bis 6 eingefügt: 

„3Sie sollen für Kinder, die nach Art. 37 Abs. 3 Satz 4 oder Satz 6 BayEUG zum 
Besuch einer Kindertageseinrichtung mit einem integrierten Vorkurs zur Förde-
rung der deutschen Sprachkenntnisse verpflichtet sind, in Zusammenarbeit mit 
der Grundschule Sprachfördermaßnahmen in Form eines integrierten Vorkur-
ses anbieten und durchführen. 4In den Vorkurs werden auch Kinder mit beson-
derem sprachlichen Förderbedarf im Deutschen aufgenommen, für die eine An-
ordnung durch die Grundschule nicht vorliegt. 5Die Träger von Kindertagesein-
richtungen stellen den Eltern eine schriftliche Bestätigung über die Aufnahme 
eines Kindes mit Besuchs- und Sprachförderpflicht nach Art. 37 Abs. 3 Satz 4 
oder Satz 6 BayEUG aus, aus der hervorgeht, dass sie von der Besuchs- und 
Sprachförderpflicht Kenntnis genommen haben. 6Die Träger von Kindertages-
einrichtungen melden Verstöße gegen die ihnen bekannte Anordnung einer Be-
suchs- und Sprachförderpflicht nach Art. 37 Abs. 3 Satz 4 oder Satz 6 BayEUG 
unverzüglich an die Grundschule, die die Verpflichtung ausgesprochen hat.“ 

b) Der bisherige Satz 3 wird Satz 7. 
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3. In Art. 27 Satz 1 Nr. 7 wird das Wort „Aufnahmen“ durch das Wort „Aufnahme“ er-
setzt und nach der Angabe „Art. 37 Abs. 2“ die Angabe „oder Abs. 3“ eingefügt. 

4. In Art. 32 Satz 1 Nr. 1 werden nach der Angabe „(Art. 13)“ die Wörter „und Näheres 
der Bildungs- und Erziehungsarbeit einschließlich zur Durchführung von Sprach-
standserhebungen sowie zur Zusammenarbeit mit der Grundschule (Art. 15)“ ein-
gefügt. 

 

§ 3 

Änderung des Bayerischen Integrationsgesetzes 

Art. 5 des Bayerischen Integrationsgesetzes (BayIntG) vom 13. Dezember 2016 
(GVBl. S. 335, BayRS 26-6-I), das zuletzt durch § 1 Abs. 277 der Verordnung vom 
26. März 2019 (GVBl. S. 98) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden die Wörter „(Art. 26 Abs. 1 Satz 5 des Bayerischen Kinderbil-
dungs- und -betreuungsgesetzes – BayKiBiG)“ gestrichen und nach den Wör-
tern „bei allen Kindern“ werden die Wörter „in den Kindertageseinrichtungen“ 
eingefügt. 

b) Die Sätze 2 und 3 werden wie folgt gefasst: 

„2Bei Bedarf erhalten Kinder erforderliche Sprachfördermaßnahmen. 3Art. 37 
Abs. 3 des Bayerischen Gesetzes über das Erziehungs- und Unterrichtswesen 
bleibt unberührt.“ 

2. Abs. 3 wird aufgehoben. 

3. Abs. 4 wird Abs. 3. 

4. Die Abs. 5 und 6 werden aufgehoben. 

 

§ 4 

Änderung der Bayerischen Schulordnung 

Die Bayerische Schulordnung (BaySchO) vom 1. Juli 2016 (GVBl. S. 164, 241, 
BayRS 2230-1-1-1-K), die zuletzt durch § 1 der Verordnung vom 4. Juli 2024 (GVBl. S. 
281) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 37 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden nach dem Wort „Unterlagen“ die Wörter „einschließlich der 
Unterlagen, die die Schulen zur Erfüllung ihrer Aufgaben vor Beginn der Schul-
pflicht führen“ eingefügt. 

b) In Satz 2 Nr. 1 Buchst. o werden nach den Wörtern „die die“ die Wörter „Sprach-
standserhebung und -förderung gemäß Art. 37 Abs. 3 BayEUG und die“ einge-
fügt. 

2. § 39 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Satz 2 wird folgender Satz 3 eingefügt: 

„3Die Unterlagen über die Sprachstandserhebung und -förderung gemäß Art. 37 
Abs. 3 BayEUG sind von der öffentlichen Grundschule, in deren Schulsprengel 
das Kind seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat, bei einer Änderung des gewöhn-
lichen Aufenthalts im Original an die neu zuständige öffentliche Grundschule 
weiterzugeben.“ 

b) Die bisherigen Sätze 3 und 4 werden die Sätze 4 und 5. 

c) Der bisherige Satz 5 wird Satz 6 und die Angabe „Satz 1“ wird durch die Wörter 
„den Sätzen 1 und 3“ ersetzt. 

3. In § 40 Satz 2 werden nach dem Wort „verlässt,“ die Wörter „wobei bei Schülerun-
terlagen gemäß § 37 Satz 2 Nr. 1 Buchst. o die Nichtaufnahme an der Schule ab 
Beginn der Schulpflicht dem Verlassen der Schule gleichgestellt wird,“ eingefügt. 
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§ 5 

Änderung der Grundschulordnung 

§ 2 der Grundschulordnung (GrSO) vom 11. September 2008 (GVBl. S. 684, BayRS 
2232-2-K), die zuletzt durch § 4 der Verordnung vom 4. Juli 2024 (GVBl. S. 281) geän-
dert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. In der Überschrift werden vor dem Wort „Anmeldung“ die Wörter „Sprachstandser-
hebung und -förderung,“ eingefügt. 

2. Die Abs. 1 und 2 werden wie folgt gefasst: 

„(1) 1Zur Durchführung der Sprachstandserhebung gemäß Art. 37 Abs. 3 
BayEUG soll mindestens eine Erziehungsberechtigte oder ein Erziehungsberech-
tigter mit dem Kind persönlich an der Grundschule erscheinen und die notwendigen 
Angaben zur Person des Kindes, über einen Besuch einer Kindertageseinrichtung 
und eines Vorkurses zur Förderung der deutschen Sprachkenntnisse gemäß Art. 37 
Abs. 3 BayEUG machen, die erforderlichenfalls durch entsprechende Nachweise 
zu belegen sind. 2Die Sprachstandserhebung soll zwischen Februar und März des 
Jahres vor Beginn der Schulpflicht (Art. 37 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BayEUG) durchge-
führt werden. 3Ort und Zeit werden den Erziehungsberechtigten von der Schulleite-
rin oder dem Schulleiter mitgeteilt. 4Ein im Rahmen der Hilfen zur Erziehung in einer 
Einrichtung über Tag und Nacht (Heimerziehung) oder in einer sonstigen betreuten 
Wohnform untergebrachtes Kind kann durch eine dort tätige Fachkraft zur Sprach-
standserhebung begleitet werden. 5Zur Erhebung des Sprachstandes kann erfor-
derlichenfalls eine Tonaufnahme angefertigt und bis zur zeitnahen Auswertung an 
der Grundschule gespeichert werden. 6Die Ergebnisse der Sprachstandserhebung 
werden bei Feststellung eines Sprachförderbedarfs von der Grundschule an die 
staatlich geförderte Kindertageseinrichtung, an der der integrierte Vorkurs zur För-
derung der deutschen Sprachkenntnisse für das jeweilige Kind stattfindet, weiter-
geleitet. 7Informationen der Kindertageseinrichtung zu dem Kind dürfen nur mit Ein-
verständnis der Erziehungsberechtigten oder durch die Erziehungsberechtigten an 
die Schule weitergegeben werden. 8Wird ein Kind gemäß Art. 37 Abs. 3 Satz 4 oder 
Satz 6 BayEUG verpflichtet, in der Zeit bis zur Einschulung eine staatlich geförderte 
Kindertageseinrichtung mit integriertem Vorkurs zur Förderung der deutschen 
Sprachkenntnisse zu besuchen, haben die Erziehungsberechtigten der zuständigen 
Grundschule unverzüglich eine schriftliche Bestätigung über die Aufnahme des Kin-
des an einer staatlich geförderten Kindertageseinrichtung einschließlich der Bestä-
tigung des Trägers über die Kenntnisnahme von der Besuchs- und Sprachförder-
pflicht nach Art. 15 Abs. 2 Satz 4 des Bayerischen Kinderbildungs- und -betreu-
ungsgesetzes (BayKiBiG) vorzulegen oder spätestens bis zum Beginn des nächs-
ten Kindergartenjahres (Art. 26 Abs. 1 Satz 5 BayKiBiG) in geeigneter Form nach-
zuweisen, warum trotz zumutbarer Bemühungen um einen Platz in einer staatlich 
geförderten Kindertageseinrichtung keine Aufnahme erfolgte. 

(2) 1Ein Kind, das nach Art. 37 BayEUG schulpflichtig wird oder werden soll, ist 
von den Erziehungsberechtigten zum Anmeldetermin an der öffentlichen Grund-
schule, in deren Sprengel es seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat, oder an einer 
privaten Grundschule anzumelden, soweit nicht eine unmittelbare Anmeldung am 
Förderzentrum erfolgt. 2Ein in einem Heim untergebrachtes Kind kann von der 
Heimleitung angemeldet werden. 3Der Anmeldetermin soll im März liegen. 4Ort und 
Zeit werden von der Schulleiterin oder dem Schulleiter, in Gemeinden und Schul-
verbänden mit mehreren öffentlichen Grundschulen von der dienstältesten Schul-
leiterin oder vom dienstältesten Schulleiter, in kreisfreien Gemeinden vom Staatli-
chen Schulamt festgesetzt und ortsüblich bekannt gemacht. 5Abs. 1 Satz 1, 4 und 
7 gilt für die Schulanmeldung entsprechend.“ 

3. Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

a) Die Sätze 1 bis 3 werden aufgehoben. 

b) Die Sätze 4 bis 8 werden die Sätze 1 bis 5. 
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§ 6 

Änderung der Kinderbildungsverordnung 

§ 5 der Kinderbildungsverordnung (AVBayKiBiG) vom 5. Dezember 2005 (GVBl. 
S. 633, BayRS 2231-1-1-A), die zuletzt durch Verordnung vom 24. Juli 2024 (GVBl. 
S. 393) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„§ 5 
Sprachliche Bildung; Sprachstandserhebungen“. 

2. Die Abs. 2 und 3 werden wie folgt gefasst: 

‚(2) 1Bei Kindern, deren Eltern beide nichtdeutschsprachiger Herkunft sind, ist 
in der ersten Hälfte des vorletzten Kindergartenjahres vor Beginn der Schulpflicht 
(Art. 37 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BayEUG) spätestens bis 31. Januar des jeweiligen Kin-
dergartenjahres eine Sprachstandserhebung anhand des zweiten Teils des Bogens 
„Sprachverhalten und Interesse an Sprache bei Migrantenkindern in Kindertages-
einrichtungen (SISMIK) – Sprachliche Kompetenz im engeren Sinn (deutsch)“, 
1. Auflage 2003, durchzuführen. 2Bei Kindern, bei denen zumindest ein Elternteil 
deutschsprachiger Herkunft ist, ist ab der ersten Hälfte des vorletzten Kindergarten-
jahres vor Beginn der Schulpflicht (Art. 37 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BayEUG) spätestens 
bis 31. Januar des jeweiligen Kindergartenjahres eine Sprachstandserhebung an-
hand des Beobachtungsbogens „Sprachentwicklung und Literacy bei deutschspra-
chig aufwachsenden Kindern (SELDAK)“, 1. Auflage 2006, durchzuführen. 3Der Be-
obachtungsbogen SELDAK kann auch in Auszügen verwendet werden. 4Die 
Sprachstandserhebung nach den Sätzen 1 und 2 dient als Grundlage für die Erklä-
rung nach Art. 11 Abs. 3 Satz 3 BayKiBiG. 

(3) Von der Sprachstandserhebung nach Abs. 2 bleibt die Pflicht des Trägers 
unberührt, die Eltern regelmäßig über den Sprachstand der Kinder zu informieren 
und diesen zu diesem Zweck fortlaufend zu beobachten (Art. 11 Abs. 3 Satz 1 und 
2 BayKiBiG).‘ 

 

§ 7 

Änderung der Meldedatenverordnung 

§ 15 der Meldedatenverordnung (MeldDV) vom 15. September 2015 (GVBl. S. 357, 
BayRS 210-3-2-I), die zuletzt durch § 1 Abs. 27 der Verordnung vom 4. Juni 2024 
(GVBl. S. 98) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Abs. 1 wird wie folgt geändert:  

a) Der Wortlaut wird Satz 1.  

b) Folgender Satz 2 wird angefügt: 

„2Die Meldebehörden übermitteln der zuständigen Grundschule zur Durchfüh-
rung der Sprachstandserhebung nach Art. 37 Abs. 3 BayEUG jährlich im Zeit-
raum vom 1. bis 10. September die Daten nach Satz 1 Nr. 1 bis 6 und 8 der 
Kinder, die bis zum 30. September des auf die Datenübermittlung folgenden 
Kalenderjahres fünf Jahre alt werden.“ 

2. Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird nach der Angabe „Abs. 1“ die Angabe „Satz 1“ eingefügt. 

b) Folgender Satz 3 wird angefügt: 

„3Ebenso übermitteln die Meldebehörden der zuständigen Grundschule zur 
Durchführung der Sprachstandserhebung die Daten der Kinder nach Abs. 1 
Satz 2, die bis zum 31. August des auf die Datenübermittlung nach Abs. 1 
Satz 2 folgenden Jahres aus dem Ausland oder aus dem Zuständigkeitsbereich 
einer Meldebehörde eines anderen Landes zuziehen.“ 
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§ 8 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am …[einzusetzen: Datum des Inkrafttretens] in Kraft. 

 

 

Begründung: 

A) Allgemeiner Teil 

Elementare Voraussetzung für das Gelingen der schulischen Bildung und damit unver-
zichtbare Grundlage für die gesellschaftliche Integration von Kindern ist die Beherr-
schung der deutschen Sprache. Art. 5 BayIntG sieht deshalb schon jetzt eine Verpflich-
tung zur Teilnahme an Sprachstandserhebungen ab der ersten Hälfte des vorletzten 
Kindergartenjahres vor Eintritt der Vollzeitschulpflicht und für Kindertageseinrichtungen 
eine Verpflichtung zur Förderung von Kindern in der deutschen Sprache vor. Damit wer-
den jedoch bislang nur die Kinder verlässlich erreicht, die im vorletzten Kindergartenjahr 
eine Kindertageseinrichtung besuchen. Für Kinder ohne Kindergartenplatz im Vorschul-
alter besteht zwar eine Verpflichtung zur Teilnahme an einer Sprachstandserhebung an 
der Sprengelgrundschule. Die Sprachstandserhebung der Kinder ohne Kindergarten-
platz kann aber in der Praxis nicht systematisch umgesetzt werden, da den Grundschu-
len ein Abgleich der Daten von Kindern mit und ohne Kindergartenplatz nicht möglich 
ist. Die Sprachstandserhebung hängt in diesen Fällen daher maßgeblich von der Mit-
wirkung der Erziehungsberechtigten ab. 

Wenn das Ergebnis der Sprachstandserhebung erwarten lässt, dass die Deutschkennt-
nisse des Kindes für eine erfolgreiche Teilnahme am Unterricht der Grundschule nicht 
ausreichen werden, soll zwar auch nach bisheriger Rechtslage der Besuch eines Kin-
dergartens vor der Einschulung und die Teilnahme an einem integrierten Vorkurs zum 
Erwerb deutscher Sprachkenntnisse erfolgen (Art. 5 Abs. 3 Satz 1 BayIntG). Eine 
durchsetzbare Verpflichtung ist gleichwohl nicht vorgesehen. 

Verpflichtend vorgesehen ist bisher nur für Erziehungsberechtigte, deren Kind keine 
Kindertageseinrichtung besucht, und soweit angeboten, ein Beratungsgespräch zu den 
Vorzügen eines regelmäßigen Kindergartenbesuchs, bestehenden Sprachfördermaß-
nahmen und gegebenenfalls bestehender finanzieller Unterstützung für die Familien, 
wenn sie die Förderung wahrnehmen möchten.  

Hat ein Kind weder eine Kindertageseinrichtung noch einen Vorkurs nach Art. 5 Abs. 3 
BayIntG besucht und stellt die zuständige Grundschule im Rahmen der Schulanmel-
dung fest, dass es nicht über die notwendigen Deutschkenntnisse für den Schulbesuch 
verfügt, kann das Kind von der Aufnahme zurückgestellt und verpflichtet werden, im 
nächsten Schuljahr eine Kindertageseinrichtung mit integriertem Vorkurs zu besuchen. 

Mit den bisherigen Regelungen ist nicht gewährleistet, dass alle Kinder rechtzeitig auf 
Defizite der deutschen Sprache getestet werden können, da es bisher in der Verant-
wortung der Erziehungsberechtigten liegt, ein Kind, das keine Kindertageseinrichtung 
besucht, bei der zuständigen Grundschule zur Sprachstandserhebung anzumelden. Zu-
dem ist eine durchsetzbare Verpflichtung des Kindes zum Besuch einer Kindertages-
einrichtung mit einem integrierten Vorkurs im letzten Kindergartenjahr nach derzeitiger 
Rechtslage nicht vorgesehen. Die Möglichkeit der Zurückstellung des Kindes vom 
Schulbesuch hat sich als nicht hinreichend wirksam erwiesen, um eine vorschulische 
Förderung deutscher Sprachkenntnisse für Kinder mit Bedarf in ausreichender Zahl 
durchzusetzen. 

Eingeführt werden sollen deshalb grundsätzlich verpflichtende und auch durchsetzbare 
Sprachstandserhebungen für alle Kinder rund 1,5 Jahre vor Beginn der Schulpflicht 
durch die zuständige Sprengelgrundschule und die durchsetzbare Verpflichtung zum 
Besuch einer Kindertageseinrichtung sowie die Teilnahme an Sprachfördermaßnah-
men als eine der Schulpflicht vorgelagerte Verpflichtung bei festgestelltem Sprachför-
derbedarf.  

Die Sprachstandserhebung an der Grundschule fügt sich ein in ein bereits bestehendes 
Gesamtkonzept zur sprachlichen Förderung der Kinder: 
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─ Sprachstandserhebung in Kindertageseinrichtungen (frühpädagogische Perspek-
tive/Langzeitbeobachtung) ab dem vorletzten Kindergartenjahr 

─ Sprachstandserhebung in Grundschulen im Rahmen der Schulanmeldung im März 
vor der Einschulung (Schulfähigkeit des Kindes) 

─ Schuleingangsuntersuchung an Gesundheitsämtern (v. a. medizinischer Blick u. a. 
auf Sprech- und Aussprachestörungen; bereits jetzt flächendeckend in Bayern im 
letzten Kindergartenjahr etabliert, bis voraussichtlich 2027 schrittweise bayernweit 
im Rahmen einer generellen Reformierung der Schuleingangsuntersuchung Vor-
verlegung in das vorletzte Kindergartenjahr). 

Damit wird gewährleistet, dass künftig alle Kinder im Vorschulalter mit gewöhnlichem 
Aufenthalt in Bayern verlässlich an einer Sprachstandserhebung teilnehmen und die 
Förderung der deutschen Sprachkenntnisse so rechtzeitig erfolgen kann, dass Defizite 
bis zum Beginn der Schulpflicht möglichst ausgeglichen werden können. Zurückstellun-
gen wegen fehlender Deutschkenntnisse sollen damit künftig möglichst den Fällen vor-
behalten bleiben, in denen ein Kind erst im letzten Kindergartenjahr oder unmittelbar 
vor Beginn der Schulpflicht nach Bayern zuzieht.  

Nach Schaffung der gesetzlichen Voraussetzungen laden die Grundschulen voraus-
sichtlich zu einem Termin im März 2025 erstmals die Kinder, für die in 1,5 Jahren die 
Schulpflicht beginnt, zur Teilnahme an einer verpflichtenden Sprachstandserhebung in 
Begleitung eines Elternteils ein. Die Teilnahme an der Sprachstandserhebung an der 
zuständigen Grundschule muss erfolgen, solange dieser keine schriftliche Erklärung 
der staatlich geförderten Kindertageseinrichtung, wonach das Kind keinen Förderbedarf 
hinsichtlich der deutschen Sprachkenntnisse hat, vorgelegt wird. Damit werden die Sy-
nergien zwischen den staatlich geförderten Kindertageseinrichtungen, die bereits jetzt 
verpflichtend den Sprachstand der betreuten Kinder eineinhalb Jahre vor Beginn der 
Vollzeitschulpflicht zu erheben haben, und den öffentlichen Grundschulen bestmöglich 
genutzt. Mit dieser Lösung werden zugleich nicht erforderliche Mehrfachtestungen auf 
den Sprachstand vermieden und Familien und Grundschulen entlastet. 

Für die Folgejahre soll den Grundschulen ein Zeitfenster für die Sprachstandserhebung 
von Februar bis März eingeräumt werden. 

Für die näheren Einzelheiten wird auf die nachfolgenden Ausführungen zur Begründung 
der jeweiligen Einzelvorschriften des Änderungsgesetzes verwiesen. 

 

B) Besonderer Teil 

Zu § 1  

Zu Nr. 1 

Damit künftig alle Kinder im Vorschulalter mit Bedarf an Förderung beim Erwerb der 
deutschen Sprache sicher ermittelt und zum Besuch einer Kindertageseinrichtung mit 
integriertem Vorkurs verpflichtet werden können, bedarf es im Wesentlichen folgender 
gesetzlicher Regelungen, die in Art. 37 Abs. 3 BayEUG eingefügt werden sollen: 

─ Verpflichtung der Erziehungsberechtigten zur Teilnahme des Kindes an der Sprach-
standserhebung an der Grundschule, in deren Sprengel das Kind seinen gewöhnli-
chen Aufenthalt hat und an der das Kind voraussichtlich seine Schulpflicht erfüllen 
wird. 

─ Im Sinne der Verwaltungsvereinfachung und zur Entlastung der Familien werden 
aber die Kinder nicht zur Teilnahme verpflichtet, für welche die Erziehungsberech-
tigten der Sprengelgrundschule bis zum Termin der Sprachstandserhebung eine 
Bestätigung einer staatlich geförderten Kindertageseinrichtung vorlegen, wonach 
das Kind keinen Förderbedarf beim Erwerb hinreichender deutscher Sprachkennt-
nisse vor Beginn der Schulpflicht hat. Die Kinder, für welche keine Bestätigung über 
hinreichende Sprachkenntnisse in diesem Sinne vorgelegt wird, werden zur Sprach-
standserhebung an der Grundschule verpflichtet. In den Schulvorbereitenden Ein-
richtungen oder Heilpädagogischen Tagesstätten wird die Sprachförderung hin-
sichtlich der deutschen Sprachkenntnisse auf den jeweiligen sonderpädagogischen 
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Förderbedarf oder die Behinderung abgestimmt. Daher ist es nicht erforderlich, 
dass diese Kinder zur Sprachstandserhebung an der Grundschule verpflichtet wer-
den, zumal eine Verpflichtung, eine Kindertagesstätte mit Vorkurs zu besuchen, oh-
nehin nicht die geeignete Maßnahme wäre. 

─ Festlegung, dass die Sprengelgrundschule nach Feststellung eines Sprachförder-
bedarfs das Kind zum Besuch einer Kindertageseinrichtung mit integriertem Vorkurs 
zum Beginn des folgenden Kindergartenjahres und damit zugleich des regulär letz-
ten Kindergartenjahres vor der regulären Einschulung verpflichtet. 

Dies gilt nicht, wenn ein Sprachdefizit nicht auf mangelnde Kenntnisse der deut-
schen Sprache, sondern auf ein Defizit aufgrund eines festgestellten sonderpäda-
gogischen Förderbedarfs oder einer Behinderung zurückzuführen ist. 

─ Verpflichtung der Erziehungsberechtigten, dafür zu sorgen, dass ihr Kind der Ver-
pflichtung zum Besuch einer Kindertageseinrichtung mit integriertem Vorkurs nach-
kommt. Dies umfasst die Verpflichtung zur Suche nach und die Annahme eines ge-
eigneten Kindergartenplatzes mit einer Mindestbuchungszeit i. S. d. Art. 21 Abs. 4 
Satz 2 BayKiBiG von über drei Stunden täglich, die Meldung durch die Erziehungs-
berechtigten an die Sprengelgrundschule, welche Kindertageseinrichtung das Kind 
besuchen wird bzw. besucht, sowie die Vorlage einer Bestätigung der Kindertages-
einrichtung über die Aufnahme des Kindes sowie der Kenntnisnahme der Kinderta-
geseinrichtung von der Besuchs- und Sprachförderpflicht.  

Die Bestätigung dient nicht nur dem Nachweis gegenüber der Grundschule, dass 
ein Kind eine Kindertageseinrichtung besucht und der Sprachförderbedarf dort be-
kannt ist, sondern ermöglicht zugleich die Meldung von Verstößen gegen die Be-
suchs- und Teilnahmepflicht durch die Kindertageseinrichtung an die Sprengel-
grundschule (s. dazu die Änderung des Art. 15 Abs. 2 BayKiBiG unter § 2 Nr. 2). 

Die in Art. 37 Abs. 4 BayEUG bereits bestehende Regelung zur Zurückstellung eines 
Kindes vom Schulbesuch in Fällen, in denen das Kind keine staatlich geförderte Kin-
dertageseinrichtung mit einem integrierten Vorkurs besucht hat, wird dahingehend ge-
ändert, dass die zuständige Grundschule ein Kind künftig einmal zurückstellen soll, 
wenn es nicht über hinreichende deutsche Sprachkenntnisse verfügt und die Zurück-
stellung aufgrund des Alters des Kindes noch vertretbar ist. Eine Zurückstellung auf-
grund eines Sprachförderbedarfs soll nicht erfolgen, wenn die staatlich geförderte Kin-
dertageseinrichtung oder die Grundschule 1,5 Jahre vor Beginn der Schulpflicht keinen 
Sprachförderbedarf identifiziert hat oder das Kind bereits nach Art. 37 Abs. 3 Satz 4 
BayEUG zum Besuch einer Kindertageseinrichtung mit integriertem Vorkurs verpflichtet 
wurde und die Erziehungsberechtigten trotz aller zumutbaren Bemühungen keinen ent-
sprechenden Betreuungsplatz gefunden haben. 

Weiterhin wird in dieser Vorschrift künftig die Teilnahme an einer vergleichbaren För-
dermaßnahme zum Erwerb der deutschen Sprache dem Besuch einer staatlich geför-
derten Kindertageseinrichtung mit integriertem Vorkurs gleichgestellt. Damit wird be-
rücksichtigt, dass Kinder ggf. schon vergleichbare Sprachfördermaßnahmen in anderen 
Ländern absolviert haben. 

Zugleich wird in Art. 37 Abs. 2 BayEUG am Ende klargestellt, dass eine Zurückstellung 
wegen Förderbedarfs vorrangig aufgrund mangelnder deutscher Sprachkenntnisse nur 
nach Maßgabe des Abs. 3 Satz 6 in Betracht kommt. 

Der bisherige Abs. 3 des Art. 37 wird künftig Abs. 4. 

Der bisherige Abs. 5 des Art. 37 wird aufgehoben. Die Regelung geht in den neuen 
Abs. 3 – hier Satz 7 – über. 

Zu Nr. 2 

In Art. 76 BayEUG werden der Verweis auf den neuen Art. 37 Abs. 3 BayEUG als 
Folgeänderung zu § 1 Nr. 1 sowie die Verpflichtung der Erziehungsberechtigten dafür 
zu sorgen, dass ein Kind nach Maßgabe des neuen Art. 37 Abs. 3 BayEUG an der 
Sprachstandserhebung teilnimmt und regelmäßig eine staatlich geförderte Kindertages-
einrichtung mit einem integrierten Vorkurs besucht, aufgenommen. 
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Zu Nr. 3 

Die Verordnungsermächtigung wird hinsichtlich der Sprachstandserhebung und -förde-
rung ergänzt. 

Zu Nr. 4 

Ein vorsätzliches Zuwiderhandeln gegen die Pflicht, als Erziehungsberechtigte dafür zu 
sorgen, dass ein Kind nach Maßgabe des Art. 37 Abs. 3 BayEUG an der Sprachstand-
serhebung teilnimmt und im Falle eines festgestellten Sprachförderbedarfs regelmäßig 
eine staatlich geförderte Kindertageseinrichtung mit einem integrierten Vorkurs be-
sucht, wird durch die entsprechende Ergänzung des Art. 119 Abs. 1 Nr. 2 BayEUG als 
Ordnungswidrigkeit mit Geldbuße bewehrt. 

Ein vorsätzliches Zuwiderhandeln gegen die Pflicht, als Erziehungsberechtigte dafür zu 
sorgen, dass ein Kind an der Sprachstandserhebung teilnimmt, oder einem angebote-
nen Beratungsgespräch Folge zu leisten, ist bereits auf Grundlage des Art. 5 Abs. 6 i. 
V. m. Abs. 2 Satz 4 und Abs. 3 Satz 3 BayIntG als Ordnungswidrigkeit mit Geldbuße 
bewehrt. 

 

Zu § 2  

Zu Nr. 1 

Wurde im Rahmen der Sprachstandserhebung der Kindertageseinrichtung festgestellt, 
dass ein Kind keinen erhöhten Sprachförderbedarf hat, soll dieses nicht zusätzlich an 
der Sprachstandserhebung durch die Grundschule eineinhalb Jahre vor der Einschu-
lung teilnehmen müssen. Dadurch werden sowohl die Eltern (Art. 4 Abs. 1 BayKiBiG) 
als auch die Grundschulen entlastet. Damit die Eltern gegenüber der Grundschule 
nachweisen können, dass das Kind nach der Sprachstandserhebung der Kindertages-
einrichtung keinen erhöhten Sprachförderbedarf hat, müssen die Kindertageseinrich-
tungen hierfür eine Erklärung in schriftlicher Form ausstellen. Diese Erklärung soll durch 
die Träger der Kindertageseinrichtung bis zum 31. Januar des vorletzten Kindergarten-
jahres ausgestellt werden, sodass die Eltern diese noch rechtzeitig vor der Sprach-
standserhebung an der Grundschule (erfolgt im Zeitraum Februar bis März) zur Vorlage 
bei der Grundschule erhalten. 

Zu Nr. 2 

Begründung zu § 2 Nr. 2 Buchst. a: Es muss sichergestellt werden, dass eine Kinder-
tageseinrichtung insbesondere für Kinder, bei welchen durch die Grundschule ein er-
höhter Sprachförderbedarf festgestellt wurde, auch tatsächlich eine entsprechende 
Sprachfördermaßnahme in Form eines integrierten Vorkurses in Zusammenarbeit mit 
der Grundschule anbietet und durchführt. Vorkurse stehen grundsätzlich allen Kindern 
mit besonderem Sprachförderbedarf zur Verfügung, auch für Kinder, für die keine An-
ordnung durch die Grundschule vorliegt. Ein Vorrang von Kindern mit einer Anordnung 
durch die Grundschule besteht nicht. 

Damit die Verpflichtung zum Besuch einer Kindertageseinrichtung mit einem integrier-
ten Vorkurs gem. Art. 37 Abs. 3 Satz 4 oder Satz 6 BayEUG durch die Grundschule 
auch wirksam vollzogen werden kann, sind weitere Regelungen in Art. 15 Abs. 2 
BayKiBiG erforderlich. 

Die Grundschulen müssen in der Lage sein zu überprüfen, ob die Eltern ihrer Pflicht 
dafür zu sorgen, dass ihr Kind der Verpflichtung zum Besuch einer Kindertageseinrich-
tung mit einem integrierten Vorkurs gem. Art. 37 Abs. 3 Satz 4 oder Satz 6 BayEUG 
nachkommt, erfüllen. Aus diesem Grund müssen die Träger von Kindertageseinrichtun-
gen den Eltern zum Zwecke der Vorlage bei der Grundschule eine Bestätigung über die 
Aufnahme eines Kindes mit Besuchs- und Sprachförderpflicht nach Art. 37 Abs. 3 
Satz 4 oder Satz 6 BayEUG ausstellen. Aus dieser Bestätigung geht zugleich hervor, 
dass der Träger der Kindertageseinrichtung von der Besuchs- und Sprachförderpflicht 
Kenntnis genommen hat. Nur bei Kenntnis des Trägers der Kindertageseinrichtung von 
der Besuchs- und Sprachförderpflicht kann dieser entsprechende Verstöße an die 
Sprengelgrundschule melden. Nur so ist gewährleistet, dass die Grundschule prüfen 
kann, ob der Besuchs- und Sprachförderpflicht entsprochen wird. 
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Begründung zu § 2 Nr. 2 Buchst. b: Hierbei handelt es sich um eine redaktionelle An-
passung in Folge der neu eingefügten Sätze 3 bis 6. 

Zu Nr. 3  

Hierbei handelt es sich um redaktionelle Anpassungen. 

Zu Nr. 4  

Die Ermächtigungsgrundlage für konkretisierende Regelungen in der Kinderbildungs-
verordnung wird für die Bildungs- und Erziehungsarbeit einschließlich der Durchführung 
der Sprachstandserhebungen klargestellt bzw. bezogen auf die Zusammenarbeit mit 
der Grundschule erweitert.  

 

Zu § 3  

Die Anpassungen des Art. 5 BayIntG in Abs. 2, die Aufhebung der Abs. 3, 5 und 6 sowie 
das Vorrücken des bisherigen Abs. 4 ergeben sich als Folgeänderung zu § 1 Nr. 1 und 
§ 2 Nr. 1 und 2, durch die eine Regelung der Sprachstandserhebung in den spezielleren 
Fachgesetzen BayEUG und BayKiBiG erfolgt. Eine Verlagerung der Regelungen in die 
Fachgesetze (lex specialis) ist sinnvoll und notwendig, da eine Einladung zur Sprach-
standserhebung oder eine Verpflichtung zum Besuch einer Sprachfördermaßnahme auf 
Rechtsgrundlage des BayIntG dann schwer vermittelbar wird, wenn ein Kind ohne Mig-
rationshintergrund davon betroffen ist. Die Pflichten der nicht staatlich geförderten Kin-
dertageseinrichtungen bleiben von den Änderungen unberührt.  

 

Zu § 4  

Zu Nr. 1 

Die Regelungen zu den Schülerunterlagen werden ergänzt, um deutlich zu machen, 
dass hierzu auch diejenigen Unterlagen gehören, die die Schulen zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben vor Beginn der Schulpflicht ihrer voraussichtlich künftigen Schülerinnen und 
Schüler erhalten oder erstellen und aufbewahren. 

Zu Nr. 2 

Durch die Weitergabe der Unterlagen über die Sprachstandserhebung- und Sprachför-
derung an die bei einem Wechsel des gewöhnlichen Aufenthalts nächstzuständige 
Grundschule wird gewährleistet, dass dort Kenntnis von der ggf. bereits durchgeführten 
Sprachstandserhebung, dem Ergebnis, etwaigen Verpflichtungen und ggf. veranlassten 
Maßnahmen besteht. Abschriften der Unterlagen sollen zur Sicherheit an der abgeben-
den Grundschule aufbewahrt werden. 

Zu Nr. 3 

Es wird in § 40 Satz 2 BaySchO eine Aufbewahrungsfrist für Schülerunterlagen gemäß 
§ 37 Satz 2 Nr. 1 Buchst. o BaySchO für den Fall ergänzt, dass ein Kind an der Schule 
nicht als Schülerin oder Schüler aufgenommen wurde, weil es z. B. in den Zuständig-
keitsbereich einer anderen öffentlichen Grundschule verzogen ist, an einer Ersatz-
schule aufgenommen wurde, oder vor der Einschulung aus dem Freistaat Bayern weg-
gezogen ist. 

 

Zu § 5 

Die Überschrift des § 2 GrSO wird um die Wörter „Sprachstandserhebung und -förde-
rung,“ ergänzt. 

Im neuen Abs. 1 wird das Verfahren der Sprachstandserhebung näher beschrieben, 
insb. die Verpflichtung eines Erziehungsberechtigten zur Begleitung des Kindes und zur 
Mitteilung und ggf. zum Beleg erforderlicher Angaben. 

Die Sprachstandserhebung an der Grundschule soll 2025 im März und ab dem Jahr 
2026 zwischen Februar und März des Jahres vor Beginn der Schulpflicht durchgeführt 
werden und bis zum regulären Fristende für die Vergabe eines Kindergartenplatzes der 
jeweiligen Kommune abgeschlossen sein, damit die Erziehungsberechtigten noch 
rechtzeitig eine Anmeldung in einer Kindertageseinrichtung vornehmen können. 
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Die Information über die Sprachstandserhebung und der Hinweis auf die Einladung zur 
Sprachstandserhebung an einem Termin im oben genannten Zeitraum an die Erzie-
hungsberechtigten soll frühzeitig (für die Sprachstandserhebung in 2026 schon im 
Herbst 2025 u. s. w.) durch die Grundschule erfolgen verbunden mit dem Hinweis, dass 
eine Teilnahmepflicht nur besteht, solange der Grundschule keine schriftliche Erklärung 
der staatlich geförderten Kindertageseinrichtung, wonach das Kind keinen Förderbedarf 
hinsichtlich der deutschen Sprachkenntnisse hat, vorgelegt wird. 

Zugleich wird in § 5 Abs. 2 Satz 1 und 2 AVBayKiBiG (vgl. § 6 Nr. 2) festgelegt, dass 
die Sprachstandserhebung in staatlich geförderten Kindertageseinrichtungen bis zum 
31. Januar des vorletzten Kindergartenjahres erfolgen soll und in Art. 11 Abs. 3 Satz 3 
BayKiBiG (vgl. § 2 Nr. 1) festgelegt, dass die Träger der Kindertageseinrichtungen den 
Erziehungsberechtigten bis zum 31. Januar des jeweiligen Kindergartenjahres eine Er-
klärung in schriftlicher Form darüber ausstellen, wenn das Kind keinen Förderbedarf in 
der deutschen Sprache hat. 

Damit erlangen die Erziehungsberechtigten von Kindern, die eine staatlich geförderte 
Kindertageseinrichtung besuchen, sobald als möglich Gewissheit darüber, wenn ihr 
Kind keinen Sprachförderbedarf hat, und ob ihr Kind ggf. die Sprachstandserhebung an 
der Grundschule absolvieren muss. 

Zur Erhebung des Sprachstandes kann je nach eingesetztem Diagnoseverfahren eine 
Tonaufnahme – soweit erforderlich – angefertigt werden; diese wird bis zur zeitnahen 
Auswertung an der Grundschule gespeichert und danach gelöscht. Ein Diagnosever-
fahren darf nur dann mit Tonaufnahmen eingesetzt werden, wenn kein geeignetes Ver-
fahren ohne Tonaufnahme zur Verfügung steht. Voraussichtlich wird in der künftigen 
Praxis häufig die Fertigung einer Tonaufnahme und deren Löschung noch an ein und 
demselben Tag erfolgen. Darüberhinausgehende Verarbeitungen von Tonaufnahmen 
finden nicht statt. 

Wird ein Kind gemäß Art. 37 Abs. 3 Satz 4 oder Satz 6 BayEUG verpflichtet, in der Zeit 
bis zur Einschulung eine staatlich geförderte Kindertageseinrichtung mit integriertem 
Vorkurs zur Förderung der deutschen Sprachkenntnisse zu besuchen, haben die Erzie-
hungsberechtigten der zuständigen Grundschule unverzüglich eine schriftliche Bestäti-
gung über die Aufnahme des Kindes an einer staatlich geförderten Kindertageseinrich-
tung einschließlich der Bestätigung des Trägers über die Kenntnisnahme von der Be-
suchs- und Sprachförderpflicht nach Art. 15 Abs. 2 Satz 5 BayKiBiG (vgl. § 2 Nr. 2 
Buchst. a) vorzulegen oder spätestens bis zum Beginn des nächsten Kindergartenjah-
res in geeigneter Form nachzuweisen, warum trotz zumutbarer Bemühungen um einen 
Platz in einer staatlich geförderten Kindertageseinrichtung keine Aufnahme erfolgte. Mit 
dieser Regelung im neuen Abs. 1 Satz 8 wird gewährleistet, dass die zuständige Grund-
schule überprüfen kann, ob die Besuchs- und Teilnahmepflicht auch erfüllt wird. Ggf. 
müssen die Erziehungsberechtigten nachweisen, warum es ihnen nicht möglich gewe-
sen ist, einen entsprechenden Platz in einer Kindertageseinrichtung für das regulär 
letzte bzw. im Fall der Zurückstellung vom Schulbesuch dann letzte Kindergartenjahr 
ihres Kindes zu erhalten. Die Stellung eines Eilantrags oder die Erhebung einer Klage 
gegen den zuständigen Jugendhilfeträger (Landkreise und kreisfreie Städte) wird we-
gen des Prozess- und Kostenrisikos als den Erziehungsberechtigten nicht mehr zumut-
bare Maßnahme angesehen. Fristende für den Nachweis des Platzes bzw. des Nach-
weises, warum trotz zumutbarer Bemühungen um einen Platz in einer staatlich geför-
derten Kindertageseinrichtung keine Aufnahme erfolgte, ist der Beginn des nächsten 
Kindergartenjahres, da einige Plätze erst in den Sommerferien vergeben werden. 

Die Änderung im neuen Abs. 2 zu § 2 GrSO sind Folgeänderungen zur Neufassung des 
Abs. 1. 

Die Änderungen in Abs. 3 sind Folgeänderungen zu den neuen Abs. 1 und 2. 
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Zu § 6 

Zu Nr. 1 

Hierbei handelt es sich um eine Folgeänderung. 

Zu Nr. 2 

Staatlich geförderte Kindertageseinrichtungen waren bereits bisher verpflichtet, ab der 
ersten Hälfte des vorletzten Kindergartenjahres den Sprachstand aller Kinder zu erhe-
ben. Hierfür sind die Beobachtungsbögen SISMIK bzw. SELDAK zu verwenden. Künftig 
ist vorgesehen, dass diese Sprachstandserhebung spätestens bis 31. Januar des je-
weiligen Kindergartenjahres durchzuführen ist. Dadurch soll gewährleistet werden, dass 
die Träger der Kindertageseinrichtungen den Eltern noch rechtzeitig vor der Sprach-
standserhebung durch die Grundschule eine schriftliche Erklärung ausstellen können, 
wenn ein Kind nach Maßgabe der Sprachstandserhebung der Kindertageseinrichtung 
keinen erhöhten Sprachförderbedarf hat. 

Die bisherigen Regelungen zur Empfehlung eines Vorkurses können aufgrund der 
neuen Regelung in Art. 37 Abs. 3 Satz 4 BayEUG entfallen. 

Es wird klargestellt, dass über die Sprachstandserhebung nach § 5 Abs. 2 AVBayKiBiG 
hinaus der Sprachstand der Kinder unabhängig von der verpflichtenden Sprachstands-
erhebung nach dem BayEUG fortlaufend zu erheben ist. 

 

Zu § 7 

Damit die Kinder von den Grundschulen zur verpflichtenden Sprachstandserhebung ge-
laden werden können, sind die zuständigen Grundschulen auf die Zulieferung der Daten 
der im jeweiligen Schulsprengel angemeldeten Kinder durch die Meldebehörden ange-
wiesen. Diese erfolgen grundsätzlich gleichartig zu den bereits bestehenden Daten-
übermittlungen an die Grundschulen zur Durchsetzung der Schulpflicht, die dieselben 
Daten nur einen Geburtsjahrgang früher umfassen. Lediglich das Datum der Religions-
zugehörigkeit wird in diesem Zug nicht übermittelt, da es für die Sprachstandserhebung 
nicht benötigt wird. Die Datenübermittlungen zur Sprachstandserhebung der Kinder, 
welche bis zum Zeitpunkt der Datenübermittlung zur Durchsetzung der Schulpflicht 
nach Bayern zuziehen, erfolgen ebenfalls wie bei den schulpflichtigen Kindern und en-
den mit Beginn der Datenübermittlungen zur Durchsetzung der Schulpflicht. Für die Be-
stimmung des Alters bleibt der Zeitpunkt der regelmäßigen Datenübermittlung nach 
§ 15 Abs. 1 Satz 2 MeldDV maßgeblich. Dadurch wird möglichst wenig an den bereits 
eingespielten Datenübermittlungen der Meldebehörden an die Grundschulen geändert 
und die nachgezogenen Kinder werden in eine nachgelagerte bzw. die nächste Sprach-
standserhebung vor Schulbeginn miteinbezogen. 

 

Zu § 8 

Das Gesetz soll möglichst zum 1. Dezember 2024 in Kraft treten.  
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Drs. 19/3248 

zur Einführung und Durchsetzung verbindlicher Sprachstandserhebungen 
und Sprachfördermaßnahmen vor der Einschulung 

2. Änderungsantrag der Abgeordneten Florian Streibl, Felix Locke, Dr. Mar-
tin Brunnhuber u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER), 
Dr. Ute Eiling-Hütig, Tanja Schorer-Dremel, Konrad Baur u.a. und Frak-
tion (CSU) 

Drs. 19/3623 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zur Einführung und Durchsetzung 
verbindlicher Sprachstandserhebungen und Sprachfördermaßnahmen vor 
der Einschulung 
(Drs. 19/3248) 

I. Beschlussempfehlung: 

Zustimmung mit der Maßgabe, dass folgende Änderungen durchgeführt werden: 
 

1. In § 5 Nr. 2 wird § 2 Abs. 1 wie folgt geändert: 

a) In Satz 2 wird die Angabe „Art. 37 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1“ durch die Angabe 
„Art. 37 Abs. 3 Satz 1“ ersetzt. 

b) In Satz 8 wird die Angabe „Art. 15 Abs. 2 Satz 4“ durch die Angabe „Art. 15 
Abs. 2 Satz 5“ ersetzt. 

2. In § 6 Nr. 2 wird in § 5 Abs. 2 Satz 1 und 2 die Angabe „Art. 37 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 1“ jeweils durch die Angabe „Art. 37 Abs. 3 Satz 1“ ersetzt. 

Berichterstatter: Peter Tomaschko 
Mitberichterstatterin: Gabriele Triebel 

II. Bericht: 

1. Der Gesetzentwurf wurde dem Ausschuss für Bildung und Kultus federführend 
zugewiesen. Der Ausschuss für Arbeit und Soziales, Jugend und Familie hat 
den Gesetzentwurf mitberaten. 
Der Ausschuss für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration hat 
den Gesetzentwurf endberaten. 
Zum Gesetzentwurf wurde der Änderungsantrag Drs. 19/3623 eingereicht. 
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2. Der federführende Ausschuss hat den Gesetzentwurf und den Änderungsan-
trag Drs. 19/3623 in seiner 14. Sitzung am 17. Oktober 2024 beraten. 
 
Hinsichtlich des Gesetzentwurfes hat der Ausschuss mit folgendem Stimmer-
gebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Enthaltung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 SPD: Ablehnung 
mit den in I. enthaltenen Änderungen Z u s t im m u n g  empfohlen. 
 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 19/3623 hat der Ausschuss mit folgen-
dem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 SPD: Ablehnung 
Z u s t im m u n g  empfohlen. 
Der Änderungsantrag hat durch die Aufnahme in I. seine Erledigung gefunden. 

3. Der Ausschuss für Arbeit und Soziales, Jugend und Familie hat den Gesetz-
entwurf und den Änderungsantrag Drs. 19/3623 in seiner 15. Sitzung am  
7. November 2024 mitberaten. 
 
Hinsichtlich des Gesetzentwurfes hat der Ausschuss mit folgendem Stimmer-
gebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Enthaltung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 SPD: Ablehnung  
der Beschlussempfehlung des federführenden Ausschusses zu g e s t im m t . 
 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 19/3623 hat der Ausschuss mit folgen-
dem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 SPD: Ablehnung 
Z u s t im m u n g  empfohlen. 
Der Änderungsantrag hat durch die Aufnahme in I. seine Erledigung gefunden. 

4. Der Ausschuss für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration hat 
den Gesetzentwurf und den Änderungsantrag Drs. 19/3623 in seiner 16. Sit-
zung am 14. November 2024 endberaten. 
 
Hinsichtlich des Gesetzentwurfes hat der Ausschuss mit folgendem Stimmer-
gebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 SPD: Ablehnung 
der Beschlussempfehlung des federführenden Ausschusses zu g e s t im m t  
mit der Maßgabe, dass  

1. in § 8 als Datum des Inkrafttretens der „17. Dezember 2024“ eingesetzt 
wird. 
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2. das Vollzitat der MeldDV im Einleitungssatz von § 7 wie folgt aktualisiert 
wird: …Meldedatenverordnung (MeldDV) vom 15. September 2015 
(GVBl. S. 357, BayRS 210-3-2-l), die zuletzt durch Verordnung vom 
10. Oktober 2024 (GVBl. S. 545) geändert worden ist 

 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 19/3623 hat der Ausschuss mit folgen-
dem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 SPD: Ablehnung 
Z u s t im m u n g  empfohlen. 
Der Änderungsantrag hat durch die Aufnahme in I. seine Erledigung gefunden. 

Dr. Ute Eiling-Hütig 
Vorsitzende 
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Änderungsantrag 

der Abgeordneten Florian Streibl, Felix Locke, Dr. Martin Brunnhuber, Tobias Beck, 
Martin Behringer, Susann Enders, Stefan Frühbeißer, Johann Groß, Wolfgang 
Hauber, Bernhard Heinisch, Alexander Hold, Marina Jakob, Michael Koller, 
Nikolaus Kraus, Josef Lausch, Christian Lindinger, Rainer Ludwig, Ulrike Müller, 
Prof. Dr. Michael Piazolo, Bernhard Pohl, Julian Preidl, Anton Rittel, Markus 
Saller, Martin Scharf, Werner Schießl, Gabi Schmidt, Roswitha Toso, Roland 
Weigert, Jutta Widmann, Benno Zierer, Felix Freiherr von Zobel, Thomas Zöller 
und Fraktion (FREIE WÄHLER), 

Dr. Ute Eiling-Hütig, Tanja Schorer-Dremel, Konrad Baur, Norbert Dünkel, 
Wolfgang Fackler, Björn Jungbauer, Tobias Reiß, Peter Tomaschko, Kristan 
Freiherr von Waldenfels und Fraktion (CSU) 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zur Einführung und Durchsetzung  
verbindlicher Sprachstandserhebungen und Sprachfördermaßnahmen vor  
der Einschulung 
(Drs. 19/3248) 

Der Landtag wolle beschließen: 

1. In § 5 Nr. 2 wird § 2 Abs. 1 wie folgt geändert: 

a) In Satz 2 wird die Angabe „Art. 37 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1“ durch die Angabe „Art. 37 
Abs. 3 Satz 1“ ersetzt. 

b) In Satz 8 wird die Angabe „Art. 15 Abs. 2 Satz 4“ durch die Angabe „Art. 15 
Abs. 2 Satz 5“ ersetzt. 

2. In § 6 Nr. 2 wird in § 5 Abs. 2 Satz 1 und 2 die Angabe „Art. 37 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1“ 
jeweils durch die Angabe „Art. 37 Abs. 3 Satz 1“ ersetzt. 

 

 

Begründung: 

Eine konkrete Definition des Beginns der Schulpflicht ist erforderlich, damit alle Kinder 
der entsprechenden Alterskohorte an der Sprachstandserhebung teilnehmen. 

Ein Verweis auf Art. 37 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 des Bayerischen Gesetzes über das Erzie-
hungs- und Unterrichtswesen (BayEUG) genügt nicht, weil sonst davon ausgegangen 
werden könnte, dass nur Kinder der jeweiligen Kohorte, die bis zum 30. Juni sechs 
Jahre alt werden, verpflichtet sind, an der Sprachstandserhebung teilzunehmen. 

Ein Verweis auf Art. 37 Abs. 1 Satz 1 BayEUG würde auch zu kurz greifen. Es muss 
zusätzlich die Einschränkung erfolgen, dass die Möglichkeiten, das Eintreten der Schul-
pflicht nach Art. 37 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 BayEUG zu verschieben, oder einer Zurückstel-
lung von der Aufnahme nach Art. 37 Abs. 2 BayEUG unberücksichtigt bleiben. Nur so 
kann sichergestellt werden, dass keine Interpretationsspielräume verbleiben, die Erzie-
hungsberechtigte nutzen könnten, um zu argumentieren, dass ihr Kind nicht an der 
Sprachstandserhebung teilnehmen müsse, weil es vom Schulbesuch zurückgestellt 
werden könnte oder weil von der Möglichkeit einer Verschiebung des Eintretens der 
Schulpflicht Gebrauch gemacht wird. 
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Der Beginn der regelmäßigen Schulpflicht ist in Art. 37 Abs. 3 Satz 1 BayEUG entspre-
chend eindeutig umschrieben. Daher soll auch in Satz 2 des gemäß Gesetzentwurf neu 
zu fassenden § 2 Abs. 1 der Grundschulordnung (GrSO) und jeweils auch in den Sätzen 
1 und 2 des gemäß Gesetzentwurf neu zu fassenden § 5 Abs. 2 der Kinderbildungsver-
ordnung (AVBayKiBiG) jeweils auf Art. 37 Abs. 3 Satz 1 BayEUG verwiesen werden. 

Bei der Änderung in Satz 8 des gemäß Gesetzentwurf neu zu fassenden § 2 Abs. 1 
GrSO handelt es sich um eine redaktionelle Korrektur der Angabe, da der Verweis auf 
Art. 15 Abs. 2 Satz 5 des Bayerischen Kinderbildungs- und -betreuungsgesetzes 
(BayKiBiG) zutreffend ist. 
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Bildung und Kultus 

1. Gesetzentwurf der Staatsregierung 

Drs. 19/3248 

zur Einführung und Durchsetzung verbindlicher Sprachstandserhebungen 
und Sprachfördermaßnahmen vor der Einschulung 

2. Änderungsantrag der Abgeordneten Florian Streibl, Felix Locke, Dr. Mar-
tin Brunnhuber u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER), 
Dr. Ute Eiling-Hütig, Tanja Schorer-Dremel, Konrad Baur u.a. und Frak-
tion (CSU) 

Drs. 19/3623 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zur Einführung und Durchsetzung 
verbindlicher Sprachstandserhebungen und Sprachfördermaßnahmen vor 
der Einschulung 
(Drs. 19/3248) 

I. Beschlussempfehlung: 

Zustimmung mit der Maßgabe, dass folgende Änderungen durchgeführt werden: 
 

1. In § 5 Nr. 2 wird § 2 Abs. 1 wie folgt geändert: 

a) In Satz 2 wird die Angabe „Art. 37 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1“ durch die Angabe 
„Art. 37 Abs. 3 Satz 1“ ersetzt. 

b) In Satz 8 wird die Angabe „Art. 15 Abs. 2 Satz 4“ durch die Angabe „Art. 15 
Abs. 2 Satz 5“ ersetzt. 

2. In § 6 Nr. 2 wird in § 5 Abs. 2 Satz 1 und 2 die Angabe „Art. 37 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 1“ jeweils durch die Angabe „Art. 37 Abs. 3 Satz 1“ ersetzt. 

Berichterstatter: Peter Tomaschko 
Mitberichterstatterin: Gabriele Triebel 

II. Bericht: 

1. Der Gesetzentwurf wurde dem Ausschuss für Bildung und Kultus federführend 
zugewiesen. Der Ausschuss für Arbeit und Soziales, Jugend und Familie hat 
den Gesetzentwurf mitberaten. 
Der Ausschuss für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration hat 
den Gesetzentwurf endberaten. 
Zum Gesetzentwurf wurde der Änderungsantrag Drs. 19/3623 eingereicht. 
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2. Der federführende Ausschuss hat den Gesetzentwurf und den Änderungsan-
trag Drs. 19/3623 in seiner 14. Sitzung am 17. Oktober 2024 beraten. 
 
Hinsichtlich des Gesetzentwurfes hat der Ausschuss mit folgendem Stimmer-
gebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Enthaltung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 SPD: Ablehnung 
mit den in I. enthaltenen Änderungen Z u s t im m u n g  empfohlen. 
 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 19/3623 hat der Ausschuss mit folgen-
dem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 SPD: Ablehnung 
Z u s t im m u n g  empfohlen. 
Der Änderungsantrag hat durch die Aufnahme in I. seine Erledigung gefunden. 

3. Der Ausschuss für Arbeit und Soziales, Jugend und Familie hat den Gesetz-
entwurf und den Änderungsantrag Drs. 19/3623 in seiner 15. Sitzung am  
7. November 2024 mitberaten. 
 
Hinsichtlich des Gesetzentwurfes hat der Ausschuss mit folgendem Stimmer-
gebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Enthaltung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 SPD: Ablehnung  
der Beschlussempfehlung des federführenden Ausschusses zu g e s t im m t . 
 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 19/3623 hat der Ausschuss mit folgen-
dem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 SPD: Ablehnung 
Z u s t im m u n g  empfohlen. 
Der Änderungsantrag hat durch die Aufnahme in I. seine Erledigung gefunden. 

4. Der Ausschuss für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration hat 
den Gesetzentwurf und den Änderungsantrag Drs. 19/3623 in seiner 16. Sit-
zung am 14. November 2024 endberaten. 
 
Hinsichtlich des Gesetzentwurfes hat der Ausschuss mit folgendem Stimmer-
gebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 SPD: Ablehnung 
der Beschlussempfehlung des federführenden Ausschusses zu g e s t im m t  
mit der Maßgabe, dass  

1. in § 8 als Datum des Inkrafttretens der „17. Dezember 2024“ eingesetzt 
wird. 
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2. das Vollzitat der MeldDV im Einleitungssatz von § 7 wie folgt aktualisiert 
wird: …Meldedatenverordnung (MeldDV) vom 15. September 2015 
(GVBl. S. 357, BayRS 210-3-2-l), die zuletzt durch Verordnung vom 
10. Oktober 2024 (GVBl. S. 545) geändert worden ist 

 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 19/3623 hat der Ausschuss mit folgen-
dem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 SPD: Ablehnung 
Z u s t im m u n g  empfohlen. 
Der Änderungsantrag hat durch die Aufnahme in I. seine Erledigung gefunden. 

Dr. Ute Eiling-Hütig 
Vorsitzende 
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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Holger Grießhammer, Volkmar Halbleib, Anna Rasehorn, Doris 
Rauscher, Markus Rinderspacher, Arif Taşdelen, Nicole Bäumler, Dr. Simone 
Strohmayr, Horst Arnold, Florian von Brunn, Martina Fehlner, Christiane 
Feichtmeier, Sabine Gross, Ruth Müller, Harry Scheuenstuhl, Ruth Waldmann, 
Katja Weitzel und Fraktion (SPD) 

Gesetzentwurf zu Sprachstandserhebungen zurückziehen und wirksame  
Maßnahmen zur Sprachförderung in Kita und Grundschule ergreifen 

Der Landtag wolle beschließen: 

Der Landtag stellt fest:  

─ Der Gesetzentwurf der Staatsregierung zur Einführung und Durchsetzung verbind-
licher Sprachstandserhebungen und Sprachfördermaßnahmen vor der Einschulung 
ist nicht geeignet, die Sprachkenntnisse von Kindern im Vorschulalter zu verbessern 
und damit gute Voraussetzungen für den Schulstart zu schaffen.  

─ Es bleibt weitgehend unklar, wie die unbefriedigende Situation in der Sprachförde-
rung verbessert werden soll.  

─ Zudem liegen die Testinstrumentarien für die Sprachstandserhebungen noch nicht 
vor.  

─ Es ist dringend erforderlich, den Gesetzentwurf zurückzuziehen oder ihn grundle-
gend zu überarbeiten. 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, folgende Maßnahmen zu ergreifen: 

─ mehr Personal in Grundschulen für Sprachförderung einzustellen, damit zu beauf-
tragen und weiterzubilden 

─ zusätzliches Personal für Verwaltung und Organisation der Vorkurse einzustellen 

─ das Personal für die Vorkurse Deutsch 240 aufzustocken und die Gruppen zu ver-
kleinern 

─ vor dem Einsatz eine Testphase mit den aktualisierten Beobachtungsbögen Sismik 
und Seldak sowie mit den neuen Tests für die Grundschulen durchzuführen 

─ die Besuchsquote von Kindern mit Migrationshintergrund in bayerischen Kitas durch 
gezieltes und niedrigschwelliges Ansprechen von Familien zu erhöhen (etwa durch 
Bildungslotsinnen und -lotsen oder Kita-Servicestellen in den Kommunen) 

─ mehr Ressourcen für die alltagsintegrierte sprachliche Förderung in Kitas bereitzu-
stellen und das „Sprach-Kita-Programm” auszuweiten 

─ die Bildungs- und Erziehungspartnerschaft mit den Eltern auszubauen und zu stär-
ken 
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Begründung: 

Etwa sieben Prozent der Kinder im Vorschulter in Bayern insgesamt besuchen keine 
Kita, bei den Fünfjährigen gehen nahezu 95 Prozent in einen Kindergarten 
(Stand 2022). Sprachförderung ist umso wirksamer, je früher sie einsetzt. Deshalb ist 
anzustreben, dass möglichst alle Eltern, deren Kinder keine Kita besuchen, ein Bera-
tungsangebot sowie alle Kinder ein Betreuungs- und Bildungsangebot erhalten. Studien 
zeigen, dass bereits durch eine kurze niedrigschwellige Ansprache von Familien mit 
Migrationshintergrund die Besuchsquote auf 99 Prozent steigen würde. Der Gesetzent-
wurf enthält keinen Hinweis darauf, wie die dringend erforderliche Bildungs- und Erzie-
hungspartnerschaft mit Eltern ausgebaut und gefestigt werden kann. Hingegen werden 
Bußgelder angedroht. Kitas bieten alltagsintegrierte Sprachförderung, die in der Ge-
meinschaft, beim Spiel und gemeinsamen Mahlzeiten geschieht. Pädagogische Kon-
zepte unterstützen dieses Lernen. Dabei geht es auch darum, zu erkennen, welches 
Kind mehr individuellen Förderbedarf hat. Diese Kinder brauchen zusätzliche Angebote. 
Erzieherinnen und Erzieher müssen entsprechende Fort- und Weiterbildungsangebote 
erhalten und in sogenannten multiprofessionellen Teams von anderen Professionen un-
terstützt werden (z. B. Psychologinnen und Psychologen sowie Sozialarbeitende). 

Die im Gesetzentwurf vorgesehenen Mittel sowie 30 Planstellen an Grundschulen sind 
keine Förderung, sondern allenfalls ein finanzielles Feigenblatt. Es ist dringend erfor-
derlich, tragfähige finanzielle Grundlagen für die Sprachförderung in Kitas und in den 
Grundschulen zu schaffen. Die kommunalen Spitzenverbände lehnen den Gesetzent-
wurf zu Recht ab, weil er die finanziellen Lasten einseitig auf die Kommunen und die 
Träger der Kitas verlagert. Sprachförderung wird eine dauerhafte Bildungsaufgabe sein, 
ohne die es keine gerechte Bildung gibt. Die bisher durchgeführten Vorkurse 
Deutsch 240 waren nicht ausreichend wirksam, ihre Zahl nahm immer mehr ab, die 
Gruppen wurden größer, was eine Verschlechterung der Bildungsbedingungen bedeu-
tet. Benötigt werden kleinere Gruppen und angepasste pädagogische Konzepte. Zu-
dem muss altersgerechte Förderung dort erfolgen, wo die Kinder sind – ob in der Kita 
oder in der Grundschule. Während die vorgesehene Gruppengröße in den Leitlinien für 
Vorkurse sechs bis acht Kinder beträgt, lag sie nach Auskunft der Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer des Fachgesprächs weit darüber. Der Gesetzentwurf lässt zudem völlig of-
fen, wo das Grundschulpersonal herkommt, das die Sprachförderung durchführen soll. 
Ohne zusätzliches Personal und ohne Qualifizierung der Lehrerinnen und Lehrer kann 
die Sprachförderung nicht gelingen. 

Der Gesetzentwurf wird von allen maßgeblichen Verbänden kritisiert und die Erfolgs-
aussichten angezweifelt, mit den kommunalen Spitzenverbänden konnte keine Eini-
gung erzielt werden. Er muss zurückgezogen werden. Dies hat auch ein Fachgespräch 
der SPD-Fraktion ergeben. 
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Arbeit und Soziales, Jugend und Familie 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Holger Grießhammer, Volkmar Halbleib, 
Anna Rasehorn u.a. und Fraktion (SPD) 
Drs. 19/3723 

Gesetzentwurf zu Sprachstandserhebungen zurückziehen und wirksame Maß-
nahmen zur Sprachförderung in Kita und Grundschule ergreifen 

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatterin: Doris Rauscher 
Mitberichterstatterin: Melanie Huml 

II. Bericht: 

1. Der Dringlichkeitsantrag wurde dem Ausschuss für Arbeit und Soziales, Ju-
gend und Familie federführend zugewiesen. Weitere Ausschüsse haben sich 
mit dem Dringlichkeitsantrag nicht befasst. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Dringlichkeitsantrag in seiner 15. Sit-
zung am 7. November 2024 beraten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 SPD: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Doris Rauscher 
Vorsitzende 
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Antrag 

der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, Gülseren Demirel,  
Ludwig Hartmann, Claudia Köhler, Jürgen Mistol, Verena Osgyan, Tim Pargent, 
Stephanie Schuhknecht, Benjamin Adjei, Andreas Birzele, Cemal Bozoğlu, 
Maximilian Deisenhofer, Toni Schuberl, Florian Siekmann und Fraktion  
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Anerkennung ausländischer Berufsqualifikationen verbessern 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, folgende Maßnahmen im Bereich Anerkennung 
von ausländischen Berufsabschlüssen durchzuführen: 

1. Die Prozesse der Fachkräftegewinnung, -zuwanderung und -integration gut zu ko-
ordinieren und gemeinsam mit allen beteiligten Akteuren zügig zu gestalten. 

2. Gemeinsam mit Kammern, Unternehmen und weiteren geeigneten Partnern auch 
im Ausland für eine Ausbildung und Beschäftigung im Freistaat zu werben. 

3. Die Möglichkeiten des Fachkräfteeinwanderungsgesetzes transparent zu machen 
und für eine gezielte und an den Bedarfen der bayerischen Wirtschaft ausgerichtete 
Zuwanderung von ausländischen Fachkräften aus Drittstaaten zu nutzen. 

4. Die identifizierten Hürden im Verfahrensablauf, insbesondere für Kleinst- und Klein-
betriebe, abzubauen. 

5. In Zusammenarbeit mit den Anerkennungsstellen, Kammern und weiteren beteilig-
ten Akteuren 

a) die Transparenz der Anerkennungsverfahren sowie der Ausgleichsmaßnahmen 
und Qualifizierungsangebote zu erhöhen, 

b) auf eine Vereinfachung und Verschlankung der Anerkennungsverfahren sowie 
der Anpassungs- bzw. Qualifizierungsmaßnahmen sowohl hinsichtlich der reg-
lementierten als auch der nicht reglementierten Berufe hinzuwirken und die lan-
desgesetzlichen Regelungen auf Vereinfachungsmöglichkeiten zu prüfen, 

c) weitere Möglichkeiten des erforderlichen Spracherwerbs parallel bzw. innerhalb 
von Anpassungs- und Qualifizierungsmaßnahmen zu eröffnen, 

d) das Absolvieren von Ausgleichs- bzw. Qualifizierungsmaßnahmen zeitnah nach 
erfolgter Feststellung der teilweisen Gleichwertigkeit zu ermöglichen, 

e) den bedarfsgerechten Ausbau der Beratungsangebote, auch im Hinblick auf 
das Fachkräfteeinwanderungsgesetz des Bundes, zu prüfen. 

6. Die Unterstützung für Ausbildungsbetriebe und interessierte Unternehmen sowie für 
zugewanderte Auszubildende und Menschen, die eine Erwerbstätigkeit aufnehmen 
oder eine Ausgleichs- oder Qualifizierungsmaßnahme durchführen, stetig auszu-
bauen; insbesondere 

a) zu prüfen, inwieweit während der Teilnahme an einer Ausgleichs- oder Qualifi-
zierungsmaßnahme finanzielle Entlastungen möglich sind, 

b) Barrieren zur Wahrnehmung von Ausgleichs- und Qualifizierungsmaßnahmen 
festzustellen und abzubauen. 
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7. Durch ein mehrsprachiges digitales Angebot systematisierte Informationen zu allen 
Anerkennungsverfahren und Qualifizierungsangeboten in Bayern (nach Teilaner-
kennung) durch eine koordinierende Stelle transparent zu machen, ggf. bedarfsge-
recht neu zu initiieren und Qualifizierungsanbieter zu gewinnen. 

 

 

Begründung: 

Für den Wirtschaftsstandort Bayern ist die Fach- und Arbeitskräftesituation von zentra-
ler Bedeutung. Ausmaß und Intensität der Bedarfe unterscheiden sich nach Branche 
und Region. Die Stellenüberhangsquote der einzelnen Branchen gibt Aufschluss über 
den Anteil unbesetzter Stellen und lässt so Rückschlüsse über den Bedarf an Arbeits-
kräften zu. 

Unternehmen profitieren von der Fach- und Arbeitskräftezuwanderung aus Drittländern 
und leisten ihrerseits einen wesentlichen Beitrag zur Integration. Im Hinblick auf die 
demografische Entwicklung unseres Landes ist die stetige Verbesserung der Arbeits-
marktintegration eine Kernaufgabe bayerischer Arbeitsmarktpolitik. Dieser Herausfor-
derung muss die Staatsregierung durch zahlreiche Programme und Initiativen zur Si-
cherung von Fach- und Arbeitskräftezuwanderung und -integration Rechnung tragen. 
Auch das neue Fachkräfteeinwanderungsgesetz des Bundes bietet Chancen, um  
bayerischen Unternehmen die Werbung um internationale Fach- und Arbeitskräfte so-
wie Auszubildende zu erleichtern. 

In Engpassberufen sind Menschen mit Migrationsgeschichte mittlerweile unentbehrlich. 
Schon jetzt ist die Anzahl von Menschen mit Migrationsgeschichte in den Fachkraftbe-
rufen gestiegen. Dennoch ist nach wie vor zu konstatieren: Für eine Erwerbstätigkeit in 
fachlich qualifizierten Berufen braucht es einen langen Atem. Die Verfahren zur Aner-
kennung von Berufsabschlüssen sowie, bei fehlender Gleichwertigkeit, für Ausgleichs-
maßnahmen bzw. Anpassungsqualifizierungen dauern lange. 

Sowohl auf Seite der Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber als auch auf Seite der Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer werden vielfältige Hürden im Verfahrensablauf identifi-
ziert: zu lange Bearbeitungszeiten bei Behörden, Schwierigkeiten bei der Vorlage an-
geforderter Dokumente, hohe Kosten, keine (zeitnahe) Terminvergabe oder keine Er-
teilung eines Aufenthaltstitels bzw. einer Beschäftigungserlaubnis durch die Ausländer-
behörde. Auf persönlicher Ebene sind oftmals finanzielle Schwierigkeiten die Folge, 
auch während einer Anpassungsqualifizierung oder eines Sprachkurses, da in dieser 
Zeit kein voller Lohn gezahlt wird. 

Es muss vor diesem Hintergrund eine weitere Professionalisierung der Berufsanerken-
nungsverfahren in Bayern erfolgen um einen entscheidenden Beitrag zur Deckung des 
Fachkräftebedarfs zu leisten und die (Arbeitsmarkt-)Integration zu erleichtern. 

 

 



 

19. Wahlperiode 07.11.2024 Drucksache 19/4181 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und der Ausschüsse sind im Internet unter www.bay-
ern.landtag.de - Dokumente abrufbar. Die aktuelle Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de – Aktuelles/Sitzungen zur Verfü-
gung. 

 

Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Arbeit und Soziales, Jugend und Familie 

Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Gülseren Demirel u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Drs. 19/3476 

Anerkennung ausländischer Berufsqualifikationen verbessern 

I. Beschlussempfehlung: 

Zustimmung in folgender Fassung: 

„Bericht zur Anerkennung ausländischer Berufsqualifikationen  
 
Der Landtag wolle beschließen: 
 
Die Staatsregierung wird aufgefordert, mündlich und schriftlich über die Anerken-
nung von ausländischen Berufsabschlüssen zu berichten, anhand der folgenden 
Schwerpunkte: 
 

1. Abbau von Hürden im Verfahrensablauf der Anerkennung von ausländischen 
Berufsabschlüssen, insbesondere für Kleinst- und Kleinbetriebe sowie mit 
Blick auf Möglichkeiten zur Verschlankung der Anerkennungsverfahren in Zu-
sammenarbeit mit den Anerkennungsstellen, Kammern und weiteren beteilig-
ten Akteuren 

2. Abbau von Barrieren bei der Wahrnehmung von Ausgleichsmaßnahmen und 
Qualifizierungsangebote, insb. Möglichkeiten des erforderlichen Spracher-
werbs parallel bzw. innerhalb von Anpassungs- und Qualifizierungsmaßnah-
men 

3. Bedarfsgerechte Beratungsangebote und Unterstützung für Ausbildungsbe-
triebe und interessierte Unternehmen sowie für zugewanderte Auszubildende 
und Menschen, die eine Erwerbstätigkeit aufnehmen oder eine Ausgleichs-  
oder Qualifizierungsmaßnahme durchführen 

4. Transparente, digitale Informationen zu allen Anerkennungsverfahren und 
Qualifizierungsangeboten in Bayern, insb. Möglichkeiten der mehrsprachigen 
Information 

5. Koordination der Prozesse der Fachkräftegewinnung, -zuwanderung und -in-
tegration gemeinsam mit allen beteiligten Akteuren, insb. die Werbung für eine 
Ausbildung und Beschäftigung im Freistaat in Zusammenarbeit mit Kammern, 
Unternehmen und weiteren geeigneten Partnern auch im Ausland.“ 

 

Berichterstatterin: Eva Lettenbauer 
Mitberichterstatter: Josef Heisl 



Drucksache 19/4181 Bayerischer Landtag 19. Wahlperiode Seite 2 

 

II. Bericht: 

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss für Arbeit und Soziales, Jugend und Familie 
federführend zugewiesen. Weitere Ausschüsse haben sich mit dem Antrag 
nicht befasst. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Antrag in seiner 15. Sitzung am  
7. November 2024 beraten und e i n s t im m i g  mit den in I. enthaltenen Ände-
rungen Zustimmung empfohlen. 

Doris Rauscher 
Vorsitzende 



 

19. Wahlperiode 09.10.2024  Drucksache 19/3568 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und der Ausschüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de - Dokumente abrufbar. Die aktuelle 
Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de – Aktuelles/Sitzungen zur Verfügung. 

 

Antrag 

der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, Eva Lettenbauer, Ludwig 
Hartmann, Claudia Köhler, Jürgen Mistol, Tim Pargent, Stephanie Schuhknecht, 
Kerstin Celina, Andreas Krahl, Sanne Kurz, Verena Osgyan, Julia Post, Gabriele 
Triebel, Dr. Sabine Weigand, Christian Zwanziger und Fraktion (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Berichtsantrag: Zwischenbilanz ESF+-Förderung in Bayern 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert dem Landtag und im Ausschuss für Arbeit und 
Soziales, Jugend und Familie über den Einsatz und die Wirkung der ESF+-Mittel in 
Bayern zu berichten. Dabei soll u. a. auf folgende Fragen eingegangen werden. 

─ Welche Projekte und Programme wurden und werden schwerpunktmäßig mit 
ESF+-Mitteln gefördert? 

─ Wie tragen diese Projekte und Programme zur Verbesserung der Beschäftigungs- 
und Bildungssituation bei? 

─ Inwieweit wurden die in den Programmen festgelegten Ziele erreicht? 

─ Welche Projekte und Programme haben sich bisher als besonders erfolgreich er-
wiesen? 

─ Wie viele Personen wurden gefördert oder weitergebildet? 

─ Wie verteilen sich die Fördermittel auf ländliche bzw. städtische Regionen? 

─ Welche quantitativen und qualitativen Ergebnisse wurden bisher erzielt? Gibt es in 
den geförderten Schwerpunkten messbare Verbesserungen der Beschäftigungs-
lage? 

─ Wie nachhaltig sind die geförderten Projekte? In welchem Maße haben die Maß-
nahmen bis jetzt langfristige positive Effekte auf Arbeitsmarkt und Gesellschaft? 

─ Wie beurteilen Projektträger sowie Antragstellerinnen und Antragsteller die prakti-
sche Umsetzung z. B. bei der Beantragung, der Auszahlung der Mittel oder der Ziel-
erreichung? 

─ Gibt es bereits Erkenntnisse, welche Programme oder Bereiche in Zukunft stärker 
gefördert werden sollten? 

 

 

Begründung: 

Im aktuellen Förderzeitraum (2021 bis 2027) stehen Bayern ESF+-Mittel in Höhe von 
230 Mio. Euro zu. Insgesamt werden damit Projekte in Höhe von 580 Mio. Euro geför-
dert (40 Prozent davon werden durch die EU finanziert). Schwerpunkte bilden dabei in 
Bayern junge Menschen, Arbeitslose, Erwerbstätige und innovative Projekte. 
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Ein Zwischenbericht zum aktuellen Zeitpunkt kann einen ersten detaillierten Überblick 
über den Einsatz und die Wirkung der ESF+-Mittel liefern und schon jetzt dazu beitra-
gen, mögliche Schwerpunkte für die kommende Förderperiode zu eruieren. 
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Arbeit und Soziales, Jugend und Familie 

Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Eva Lettenbauer u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Drs. 19/3568 

Berichtsantrag: Zwischenbilanz ESF+-Förderung in Bayern 

I. Beschlussempfehlung: 

Z u s t im m u n g  

Berichterstatterin: Eva Lettenbauer 
Mitberichterstatter: Josef Heisl 

II. Bericht: 

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss für Arbeit und Soziales, Jugend und Familie 
federführend zugewiesen. Der Ausschuss für Bundes- und Europaangelegen-
heiten sowie regionale Beziehungen hat den Antrag mitberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Antrag in seiner 15. Sitzung am  
7. November 2024 beraten und e i n s t im m i g  Zustimmung empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Bundes- und Europaangelegenheiten sowie regionale Be-
ziehungen hat den Antrag in seiner 18. Sitzung am 26. November 2024 mitbe-
raten und e i n s t im m i g  Zustimmung empfohlen. 

Doris Rauscher 
Vorsitzende 
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Antrag 

der Abgeordneten Florian Streibl, Felix Locke, Dr. Martin Brunnhuber, Tobias 
Beck, Martin Behringer, Susann Enders, Stefan Frühbeißer, Johann Groß, 
Wolfgang Hauber, Bernhard Heinisch, Alexander Hold, Marina Jakob, Michael 
Koller, Nikolaus Kraus, Josef Lausch, Christian Lindinger, Rainer Ludwig, Ulrike 
Müller, Prof. Dr. Michael Piazolo, Bernhard Pohl, Julian Preidl, Anton Rittel, 
Markus Saller, Martin Scharf, Werner Schießl, Gabi Schmidt, Roswitha Toso, 
Roland Weigert, Jutta Widmann, Benno Zierer, Felix Freiherr von Zobel, Thomas 
Zöller und Fraktion (FREIE WÄHLER), 

Dr. Ute Eiling-Hütig, Thomas Huber, Prof. Dr. Winfried Bausback, Tanja 
Schorer-Dremel, Konrad Baur, Norbert Dünkel, Wolfgang Fackler, Martina 
Gießübel, Josef Heisl, Melanie Huml, Andreas Jäckel, Björn Jungbauer, Tobias 
Reiß, Helmut Schnotz, Peter Tomaschko, Kristan Freiherr von Waldenfels CSU 

Berufliche Orientierung an bayerischen Schulen 

Der Landtag wolle beschließen: 

Der Landtag hat bereits in der Vergangenheit zum Ausdruck gebracht, dass die Beruf-
liche Orientierung ein wichtiges Anliegen ist, um junge Menschen dabei zu unterstützen, 
für sie passende Wege in Ausbildung und Studium zu finden. Dabei sind die verschie-
denen Akteure wie insbesondere Schule, Agentur für Arbeit und Betriebe gefordert. An 
allen weiterführenden allgemeinbildenden Schulen sind Lehrkräfte eingesetzt, die eine 
besondere Verantwortung für die Berufliche Orientierung tragen und gemeinsam mit 
den Schulleitungen Angebote und Maßnahmen koordinieren. Dabei spielen Betriebs-
praktika eine große Rolle.  

Die Staatsregierung wird daher aufgefordert, zur weiteren Umsetzung der Berufsorien-
tierung in den verschiedenen Schularten, insbesondere unter Beachtung der nachfol-
genden Punkte, mündlich im Ausschuss für Bildung und Kultus zu berichten: 

─ Wie wird die Qualität der Berufsorientierung gesichert und weiterentwickelt? 

─ Wie werden die hauptverantwortlichen Lehrkräfte bei ihrer Aufgabe zusätzlich  
unterstützt? 

─ Wie können die Schülerinnen und Schüler noch mehr unterstützt werden, Berufe für 
sich zu identifizieren, die zu ihren Talenten und Stärken passen? 

─ Ist das Angebot an Betriebspraktika gesichert? 

 

 

Begründung: 

Am Ende der 18. Legislaturperiode wurde das Bayerische Gesetz über das Erziehungs- 
und Unterrichtswesen (BayEUG) dahingehend geändert, dass die Berufliche Orientie-
rung explizit als schulartübergreifende Aufgabe der Schulen als Ausdruck der Bedeu-
tung und Wertschätzung gegenüber der berufsorientierten Bildung in Art. 2 Abs. 1 
BayEUG verankert wurde. Berufsorientierungsmaßnahmen für Schülerinnen und Schü-
ler sind in allen Schularten vorhanden. Es gilt sie im Sinne eines Qualitätsmanagements 
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kontinuierlich aufgrund der gemachten Erfahrungen und der sich verändernden Berufs-
welt anzupassen und zu verbessern. Dies gilt auch für die Unterstützung der Lehrkräfte, 
die für die schulische Berufsorientierung verantwortlich sind. Sie begleiten/unterstützen 
die Schülerinnen und Schüler dabei, ihre Talente und Stärken zu erkennen, damit sie 
eine möglichst gute und tragfähige Berufswahl treffen können. Schule kommt hierbei 
neben den Erziehungsberechtigten eine entscheidende Rolle zu. Betriebspraktika ha-
ben bei der Berufsorientierung die wichtige Funktion, den Schülerinnen und Schülern 
Einblicke in das Berufsleben zu geben. 
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Bildung und Kultus 

Antrag der Abgeordneten Florian Streibl, Felix Locke, Dr. Martin Brunnhuber 
u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER), 
Dr. Ute Eiling-Hütig, Thomas Huber, Prof. Dr. Winfried Bausback u.a. CSU 
Drs. 19/3268 

Berufliche Orientierung an bayerischen Schulen 

I. Beschlussempfehlung: 

Z u s t im m u n g  

Berichterstatter: Michael Koller 
Mitberichterstatter: Benjamin Adjei 

II. Bericht: 

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss für Bildung und Kultus federführend zuge-
wiesen. Der Ausschuss für Arbeit und Soziales, Jugend und Familie hat den 
Antrag mitberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Antrag in seiner 14. Sitzung am  
17. Oktober 2024 beraten und e i n s t im m i g  Zustimmung empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Arbeit und Soziales, Jugend und Familie hat den Antrag in 
seiner 15. Sitzung am 7. November 2024 mitberaten und e i n s t im m i g  Zu-
stimmung empfohlen. 

Dr. Ute Eiling-Hütig 
Vorsitzende 
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Antrag 

der Abgeordneten Doris Rauscher, Dr. Simone Strohmayr, Nicole Bäumler, Ruth 
Waldmann, Katja Weitzel, Holger Grießhammer, Volkmar Halbleib, Anna 
Rasehorn, Markus Rinderspacher, Arif Taşdelen, Horst Arnold, Florian von 
Brunn, Martina Fehlner, Christiane Feichtmeier, Sabine Gross, Ruth Müller, Harry 
Scheuenstuhl SPD 

Für eine starke Berufsausbildung in Bayern I – Übergänge für alle Jugendlichen 
von der Schule in den Beruf sicherstellen 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, den Zugang zur Berufsausbildung für alle zu  
sichern und eine bedarfsgerechte Übergangsbegleitung in die Ausbildung zu ermögli-
chen. Hierzu bedarf es 

─ der Verankerung von Berufsberaterinnen und Berufsberatern im Schulalltag, 

─ der Ausweitung der Berufsorientierung in allen Schularten; als Vorbild sollen hier 
die Berufswahl-SIEGEL-Schulen dienen, 

─ mehr Zeit im Schulalltag für fachlich berufsvorbereitende Praktika (nicht nur in den 
Schulferien) sowie für die Vorbereitung auf den Bewerbungsprozess, 

─ der Ausweitung und besseren Verzahnung von Programmen, die eine langfristige 
Begleitung von jungen Menschen mit Unterstützungsbedarf – beginnend vor dem 
Schulabschluss bis zum Ausbildungsabschluss – ermöglichen, 

─ der Stärkung von Jugendberufsagenturen sowie einer besseren Vernetzung dieser 
mit den örtlichen Schulen. 

 

 

Begründung: 

Die Ergebnisse der aktuellen Sinus-Jugendstudie zeigen, dass der Übergang in das 
Erwachsenenleben und vor allem in das Berufsleben für viele junge Menschen angst-
besetzt ist. Dies trifft auch auf Jugendliche bildungsnaher Lebenswelten zu. Dabei tref-
fen junge Menschen derzeit auf einen Arbeitsmarkt, der viele Chancen und Perspekti-
ven für sie bereithält. Im Juli 2024 waren laut Bundesagentur für Arbeit (BA) in Bayern 
58 805 Bewerberinnen und Bewerber gemeldet. Die Zahl der gemeldeten Berufsausbil-
dungsstellen lag demgegenüber bei 95 741 Stellen. Damit liegt die Relation der gemel-
deten Berufsausbildungsstellen je Bewerberin oder Bewerber in Bayern bei 1,6 und so-
mit über dem Bundesdurchschnitt. 

Fest steht: Bayern braucht dringend gut ausgebildeten Nachwuchs, dies wurde auch im 
Rahmen des Fachgesprächs „Für einen starken Arbeitsmarkt – gegen den Arbeits- und 
Fachkräftemangel“, das am 20. Juni 2024 im Ausschuss für Arbeit und Soziales, Ju-
gend und Familie stattfand, von den Expertinnen und Experten übereinstimmend be-
tont. Ziel muss es deshalb sein, die berufliche Ausbildung zu stärken und bereits in der 
Schule anzusetzen. Denn eine qualitativ hochwertige und praxisorientierte schulische 
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Berufsorientierung kann einen wichtigen Beitrag zur Wahl des passenden Ausbildungs-
berufs leisten und gleichzeitig dabei helfen, Zukunftsängste und Unsicherheiten bei jun-
gen Menschen abzubauen. 

Gerade betriebliche Praktika können hier eine zentrale Rolle spielen und jungen Men-
schen zu konkreten Einblicken und Erfahrungen in den unterschiedlichen Berufsfeldern 
verhelfen. Wichtig wäre es daher, im Schulalltag mehr Zeit für betriebliche Praktika frei-
zuräumen und diese auf unterschiedliche Zeiten während des Schuljahres zu verteilen. 
Bislang finden Praktika an den unterschiedlichen Schulen vor Ort häufig zur gleichen 
Zeit statt, sodass es zu Engpässen bei den Plätzen kommt. Wichtig wäre es außerdem, 
Berufsorientierungsveranstaltungen früher anzusetzen und das Angebot insgesamt an 
allen Schulformen deutlich auszuweiten – so wie dies bereits sehr erfolgreich an Be-
rufswahl-SIEGEL-Schulen durchgeführt wird. Auch der Vorbereitung der jungen Men-
schen auf den Bewerbungsprozess sollte mehr Zeit und Raum in den Lehrplänen ein-
geräumt werden. So wird seitens der Unternehmen immer wieder darauf verwiesen, wie 
hilfreich es wäre, wenn in der Schule das Schreiben von Bewerbungen (häufiger) geübt 
würde. Sinnvoll wäre es in diesem Zusammenhang auch, Berufsberaterinnen und Be-
rufsberater direkt im Schulalltag zu verankern, um Beratungsgespräche vor Ort in den 
Schulen durchführen zu können und einen längerfristigen/wiederholten Austausch zwi-
schen den Beraterinnen und Beratern und den Schülerinnen und Schülern zu ermögli-
chen. 

Um junge Menschen am Übergang Schule – Beruf noch enger und vor allem bedarfs-
gerecht zu begleiten, sollte die Zusammenarbeit der Jugendberufsagenturen mit den 
Schulen, der Schulverwaltung und den Betrieben vor Ort weiter ausgeweitet werden. 
Darüber hinaus sollten Angebote für junge Menschen mit einem besonderen Unterstüt-
zungsbedarf ausgebaut und nachhaltig finanziert werden. Gerade Angebote mit einem 
langfristigen Ansatz erzielen bei der Integration junger Menschen in den Arbeitsmarkt 
sehr gute Ergebnisse. 

All diese Maßnahmen zusammengenommen können ferner dazu beitragen, Abbruch-
quoten in der Ausbildung deutlich zu reduzieren. Denn im Schnitt liegen diese bei 
25 Prozent. Als häufigster Grund für eine vorzeitige Vertragsauflösung gilt neben priva-
ten oder schulischen Schwierigkeiten vor allem ein Mismatch zwischen den Erwartun-
gen und Vorstellungen der jungen Menschen auf der einen Seite und den konkreten 
Anforderungen und Inhalten des Ausbildungsberufes auf der anderen Seite. Betriebli-
che Praktika, eine verstärkte Berufsorientierung sowie langfristige Unterstützungsange-
bote können hier eine wichtige Rolle spielen, indem sie schon frühzeitig Einblicke in den 
Ausbildungsalltag und späteren Berufsalltag gewähren. 
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Bildung und Kultus 

Antrag der Abgeordneten Doris Rauscher, Dr. Simone Strohmayr, 
Nicole Bäumler u.a. SPD 
Drs. 19/3498 

Für eine starke Berufsausbildung in Bayern I - Übergänge für alle Jugendlichen 
von der Schule in den Beruf sicherstellen 

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatterin: Dr. Simone Strohmayr 
Mitberichterstatter: Michael Koller 

II. Bericht: 

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss für Bildung und Kultus federführend zuge-
wiesen.Der Ausschuss für Arbeit und Soziales, Jugend und Familie hat den 
Antrag mitberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Antrag in seiner 14. Sitzung am  
17. Oktober 2024 beraten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 SPD: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Arbeit und Soziales, Jugend und Familie hat den Antrag in 
seiner 15. Sitzung am 7. November 2024 mitberaten und mit folgendem Stim-
mergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 SPD: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Dr. Ute Eiling-Hütig 
Vorsitzende 
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